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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 125 


Übereinkommen über die 
Befähigungsnachweise der Fischer 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
1. Juni 1966 zu ihrer fünfzigsten Tagung zusammen- 
getreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Befähigungsnachweise der 
Fischer, eine Frage, die zum sechsten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung gehört; 

hat von den Bestimmungen des Übereinkom- 
mens über die Befähigungsausweise der Schiffs- 
offiziere, 1936, Kenntnis genommen, das bestimmt, 
daß keine Person an Bord eines Schiffes, für das 
jenes Übereinkommen gilt, die Dienste des Schiffs- 
führers oder Schiffers, eines Wachoffiziers des 
Deckdienstes, des leitenden Schiffsingenieurs oder 
eines wachhabenden Schiffsingenieurs ausüben noch 
zur Ausübung solcher Dienste eingesetzt werden 
darf, wenn sie nicht einen Befähigungsausweis be- 
sitzt, aus dem sich ihre Eignung zur Ausübung die- 
ser Dienste ergibt, wobei dieser Ausweis von der 
zuständigen Stelle des Gebietes ausgestellt oder 
anerkannt sein muß, in dem das Schiff eingetragen 
ist; 

geht davon aus, daß die Erfahrung gezeigt hat, 
daß weitere internationale Normen zur Festlegung 
der Mindesterfordernisse für die Ausstellung von 
Befähigungsnachweisen für den Dienst auf Fische- 
reifahrzeugen wünschenswert sind; und hat 

dabei bestimmt, daß diese Normen die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 21. Juni 1966, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Befähigungsnachweise der Fischer, 
1966, bezeichnet wird. 


Teil I. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Der Ausdruck „Fischereifahrzeug" im Sinne dieses 
Übereinkommens umfaßt Schiffe und Boote aller 
Art, gleichviel ob sie in öffentlichem oder privatem 
Eigentum stehen, die bei der Seefischerei im Salz- 
wasser verwendet werden und in einem Gebiet ein- 
getragen sind, für das dieses Übereinkommen in 
Kraft ist, mit Ausnahme von 

a) Schiffen und Booten unter 25 Bruttoregisterton- 
nen; 


b) Schiffen und Booten, die zur Walfischjagd oder 
zu ähnlichen Zwecken verwendet werden; 

c) Schiffen und Booten, die zum Fischen als Sport 
oder zum Vergnügen verwendet werden; 

d) Fischereiforschungsschiffen und Fischereischutz- 
schiffen. 

Artikel 2 

Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der 
Berufsverbände der Eigentümer von Fischereifahr- 
zeugen und der Fischer, soweit solche bestehen, 
Fahrzeuge, die zur Küstenfischerei im Sinne der in- 
nerstaatlichen Gesetzgebung verwendet werden, von 
der Anwendung dieses Übereinkommens ausneh- 
men. 

Artikel 3 

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeuten die 
Ausdrücke 

a) „Schiffsführer" jede Person, der die Befehlsge- 
walt über ein Fischereifahrzeug übertragen ist; 

b) „Steuermann" jede Person, die nach geordnete 
Befehlsgewalt über ein Fischereifahrzeug aus- 
übt, einschließlich jeder Person, mit Ausnahme 
des Lotsen, der jederzeit die Navigation eines 
solchen Fahrzeugs übertragen werden kann; 

c) „Maschinist" jede Person, der die ständige Ver- 
antwortung für die Antriebsmaschinen eines 
Fischereifahrzeugs übertragen ist. 


Teil II. Ausstellung von Befähigungsnachweisen 

Artikel 4 

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, hat Normen für den Erwerb von Befähigungs- 
nachweisen aufzustellen, die den Inhaber berechti- 
gen, die Aufgaben eines Schiffsführers, Steuermanns 
oder Maschinisten an Bord eines Fischereifahrzeugs 
auszuüben. 

Artikel 5 

1, Alle Fischereifahrzeuge, für die dieses Überein- 
kommen gilt, müssen einen Schiffsführer an Bord 
haben, der einen Befähigungsnachweis besitzt. 

2. Alle Fischereifahrzeuge über 100 Bruttoregi- 
stertonnen, die für Tätigkeiten oder in Zonen ver- 
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wendet werden, die von der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung festzulegen sind, müssen einen Steuermann 
an Bord haben, der einen Befähigungsnachweis be- 
sitzt. 

3. Alle Fischereifahrzeuge, deren Motorleistung 
einen von der zuständigen Stelle nach Anhörung der 
Berufsverbände der Eigentümer von Fischereifahr- 
zeugen und der Fischer, soweit solche bestehen, fest- 
zulegenden Grenzwert überschreitet, müssen einen 
Maschinisten an Bord haben, der einen Befähigungs- 
nachweis besitzt. In geeigneten Fällen kann jedoch 
der Schiffsführer oder Steuermann eines Fischerei- 
fahrzeugs auch die Aufgaben des Maschinisten wahr- 
nehmen, wenn er einen Befähigungsnachweis für 
Maschinisten besitzt. 

4. Die Befähigungsnachweise für Schiffsführer, 
Steuerleute und Maschinisten können entsprechend 
der innerstaatlichen Gesetzgebung je nach Größe 
und Typ des Fischereifahrzeugs sowie der Art der 
ausgeübten Fangtätigkeit und der Fangzone mit un- 
beschränkter oder mit beschränkter Gültigkeit aus- 
gestellt werden. 

5. Die zuständige Stelle kann in Einzelfällen einem 
Fischereifahrzeug gestatten, ohne die volle Anzahl 
von Inhabern von Befähigungsnachweisen auszu- 
laufen, wenn sie sich vergewissert hat, daß keine 
geeigneten Ersatzkräfte verfügbar sind und daß 
unter Berücksichtigung aller Umstände des betref- 
fenden Falls keine Sicherheitserwägungen dagegen 
sprechen, das Schiff auslaufen zu lassen. 

Artikel 6 

1. Das von der innerstaatlichen Gesetzgebung für 
die Ausstellung eines Befähigungsnachweises vor- 
geschriebene Mindestalter darf nicht niedriger sein 
als 

a) zwanzig Jahre für einen Schiffsführer; 

b) neunzehn Jahre für einen Steuermann; 

c) zwanzig Jahre für einen Maschinisten. 

2. Für den Dienst als Schiffsführer oder Steuer- 
mann eines in der Küstenfischerei verwendeten 
Fischereifahrzeugs und für den Dienst als Maschinist 
auf einem kleinen Fischereifahrzeug, dessen Motor- 
leistung unter einem Grenzwert liegt, der von der 
zuständigen Stelle nach Anhörung der Berufsver- 
bände der Eigentümer von Fischereifahrzeugen und 
der Fischer, soweit solche bestehen, festzulegen ist, 
kann das Mindestalter auf achtzehn Jahre festge- 
setzt werden. 

Artikel 7 

Die von der innerstaatlichen Gesetzgebung für die 
Ausstellung eines Befähigungsnachweises für Steuer- 
leute vorgeschriebene Mindestberufserfahrung hat 
mindestens drei Jahre Seefahrtzeit im Deckdienst zu 
betragen. 

Artikel 8 

1. Die von der innerstaatlichen Gesetzgebung für 
die Ausstellung eines Befähigungsnachweises für 


Schiffsführer vorgeschriebene Mindestberufserfah- 
rung hat mindestens vier Jahre Seefahrtzeit im Deck- 
dienst zu betragen. 

2. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der 
Berufsverbände der Eigentümer von Fischereifahr- 
zeugen und der Fischer, soweit solche bestehen, ver- 
langen, daß ein Teil dieser Seefahrtzeit als Steuer- 
mann mit Befähigungsnachweis zurückzulegen ist. 
Wenn die innerstaatliche Gesetzgebung die Ausstel- 
lung von Befähigungsnachweisen verschiedener 
Grade mit unbeschränkter oder beschränkter Gültig- 
keit für Schiffsführer von Fischereifahrzeugen vor- 
sieht, kann die Art der erforderlichen Seefahrtzeit 
als Steuermann mit Befähigungsnachweis oder die 
Art des während dieser Seefahrtzeit innegehabten 
Befähigungsnachweises entsprechend unterschiedlich 
sein. 

Artikel 9 

1. Die von der innerstaatlichen Gesetzgebung für 
die Ausstellung eines Befähigungsnachweises für 
Maschinisten vorgeschriebene Mindestberufserfah- 
rung hat mindestens drei Jahre Seefahrtzeit im 
Maschinendienst zu betragen. 

2. Für Schiffsführer oder Steuerleute mit Befähi- 
gungsnachweis kann eine kürzere Seefahrtzeit vor- 
geschrieben werden. 

3. Für die in Artikel 6 Absatz 2 dieses Überein- 
kommens erwähnten kleinen Fischereifahrzeuge 
kann die zuständige Stelle nach Anhörung der Be- 
rufsverbände der Eigentümer von Fischereifahrzeu- 
gen und der Fischer, soweit solche bestehen, eine 
Seefahrtzeit von zwölf Monaten vorschreiben. 

4. Die Arbeit in einer Maschinenwerkstatt kann 
zum Teil auf die in den Absätzen 1 bis 3 dieses 
Artikels geforderte Seefahrtzeit angerechnet wer- 
den. 

Artikel 10 

Den Personen, die einen anerkannten Ausbil- 
dungslehrgang mit Erfolg abgeschlossen haben, 
kann die Ausbildungszeit auf die nach Artikel 7, 8 
und 9 dieses Übereinkommens geforderte Seefahrt- 
zeit angerechnet werden, jedoch nur bis zu einem 
Höchstmaß von zwölf Monaten. 


Teil IIL Prüfungen 


Artikel 11 

Bei den Prüfungen, die von der zuständigen Stelle 
veranstaltet und beaufsichtigt werden, um festzu- 
stellen, ob die Bewerber um Befähigungsnachweise 
die notwendige Eignung für die entsprechenden 
Dienste besitzen, haben diese je nach Art und Grad 
des Befähigungsnachweises genügende Kenntnisse 
auf Gebieten wie den folgenden nachzuweisen: 
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a) Schiffsführer und Steuerleute: 

i) allgemeine nautische Fächer, einschließlich 
Seemannschaft, Handhabung des Schiffes 
und Schutz des menschlichen Lebens auf See 
sowie eine angemessene Beherrschung der 
Internationalen Regeln zur Verhütung von 
Zusammenstößen auf See; 

ii) praktische Navigation, einschließlich der Ver- 
wendung elektronischer oder mechanischer 
Navigationshilfen ; 

iii) sichere Arbeitsmethoden, einschließlich der 
sicheren Handhabung der Fanggeräte; 

b) Maschinisten: 

i) Theorie, Bedienung, Instandhaltung und In- 
standsetzung von Dampfmaschinen oder Ver- 
brennungsmotoren und deren Zubehör; 

ii) Bedienung, Instandhaltung und Instandset- 
zung von Kühlanlagen, Pumpen, Deckwin- 
den und der sonstigen mechanischen Aus- 
rüstung von Fischereifahrzeugen, einschließ- 
lich der Auswirkung auf die Stabilität; 

iii) Grundkenntnisse bezüglich der elektrischen 
Anlagen an Bord sowie Instandhaltung und 
Instandsetzung der elektrischen Maschinen 
und Ausrüstung auf Fischereifahrzeugen; 

iv) technische Sicherheitsvorkehrungen und Not- 
maßnahmen, einschließlich der Verwendung 
von Rettungs- und Feuerlöschgeräten. 


Artikel 12 

Die in Artikel 11 Buchstabe a erwähnten Prüfun- 
gen zur Erlangung von Befähigungsnachweisen für 
Schiffsführer und Steuerleute können ferner die fol- 
genden Gebiete umfassen: 

a) Fangtechnik, gegebenenfalls einschließlich der 
Bedienung elektronischer Fischortungsgeräte und 
der Bedienung, Instandhaltung und Instandset- 
zung von Fanggeräten; 

b) Lagerung, Säuberung und Verarbeitung der 
Fische an Bord. 


Artikel 13 

Während eines Zeitraumes von drei Jahren, ge- 
rechnet vom Tag des Inkrafttretens der innerstaat- 
lichen Gesetzgebung zur Durchführung der Bestim- 
mungen dieses Übereinkommens, können Befähi- 
gungsnachweise an Personen ausgestellt werden, die 
keine Prüfung gemäß Artikel 11 und 12 dieses 
Übereinkommens abgelegt haben, aber tatsächlich 
eine ausreichende praktische Erfahrung besitzen, die 
für die Ausübung der dem betreffenden Befähigungs- 
nachweises entsprechenden Aufgaben genügt, und 
denen kein schwerer technischer Fehler zur Last zu 
legen ist. 


Teil IV. Durchführungsmaßnahmen 

Artikel 14 

1. Jedes Mitglied hat die Einhaltung der inner- 
staatlichen Gesetzgebung zur Durchführung der Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens durch eine 
wirksame Aufsicht sicherzustellen. 

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung zur Durchfüh- 
rung der Bestimmungen dieses Übereinkommens hat 
die Fälle zu bestimmen, in denen die Behörden eines 
Mitglieds Fahrzeuge, die in seinem Gebiet eingetra- 
gen sind, wegen einer Übertretung der Bestimmun- 

I gen dieser Gesetzgebung zurückhalten können. 

Artikel 15 

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung zur Durchfüh- 
rung der Bestimmungen dieses Übereinkommens hat 
Strafen oder Dienststrafmaßnahmen für die Fälle 
festzusetzen, in denen die Bestimmungen dieser 
Gesetzgebung nicht eingelialten worden sind. 

2. Insbesondere sind solche Strafen oder Dienst- 
strafmaßnahmen vorzusehen gegen 

a) den Eigentümer eines Fischereifahrzeugs oder 
seinen Vertreter oder den Schiffsführer, die eine 
Person ohne den geforderten Befähigungsnach- 
weis anheuern; 

b) Personen, die in betrügerischer Weise oder durch 
Gebrauch gefälschter Papiere eine Anstellung er- 
langen, die einen Befähigungsnachweis erfordert, 
ohne den entsprechenden Befähigungsnachweis 
zu besitzen. 


Teil V. Schlußbestimmungen 

Artikel 16 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 17 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
eingetragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 18 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal in 
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Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündi- 
gen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung 
ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungs recht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 19 

1, Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kennt- 
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 20 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der vor- 
ausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen 
und Kündigungen. 


Artikel 21 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei- 
sen Abänderung auf die Tagesordnung der Konfe- 
renz gesetzt werden soll. 


Artikel 22 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 
18, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Überein- 
kommen 'in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die 
Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 23 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 125 


Das Übereinkommen ergänzt das von Deutschland 
bisher nicht ratifizierte Übereinkommen 53 über die 
Befähigungsausweise der Schiffsoffiziere, indem es 
für den Bereich der Seefischerei die Mindestvor- 
aussetzungen für die Erteilung von Befähigungs- 
nachweisen an Schiffsführer, Steuerleute und Ma- 
schinisten genauer festlegt. 

Das deutsche Recht enspricht weitgehend een An- 
forderungen des Übereinkommens. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Die in Teil I und II des Übereinkommens geforder- 
ten innerstaatlichen Normen über Befähigungsnach- 
weise sind in der Verordnung über die Besetzung 
der Kauffahrteischiffe mit Kapitänen und Schiffs- 
offizieren (Schiffsbesetzungsordnung) vom 29. Juni 
1931 (RGBl. II S. 517), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 8. Januar 1960 (BGBl. II S. 147), 
enthalten. Die Regeln, die danach für die Besetzung 
deutscher Seefischereifahrzeuge und die Befähi- 
gungszeugnisse ihrer Kapitäne, Steuerleute und 
Maschinisten gelten, bleiben in keinem Punkt hinter 
den Bestimmungen des Übereinkommens zurück. 
Teilweise gehen sie weiter als das Übereinkommen, 
z. B. in den Anforderungen an die Besetzung klei- 
nerer Schiffe sowie dadurch, daß die Ausstellung der 
Befähigungszeugnisse in den meisten Fälle ein 
höheres Mindestalter und eine längere Berufserfah- 
rung voraussetzt. 

Die in Teil III des Übereinkommens vorgeschriebe- 
nen oder empfohlenen Prüfungsgebiete sind in den 


staatlichen Prüfungsordnungen in Verbindung mit 
den Lehrplänen der Seefahrt- und der Seemaschi- 
nistenschulen vorgesehen. 

Die in Teil IV Artikel 14 Abs. 1 des Übereinkommens 
geforderte Aufsicht gehört zu den Aufgaben der 
Seemannsämter und der Wasserschutzpolizei. Dem 
Art. 14 Abs. 2 wird dadurch genügt, daß die Wasser- 
schutzpolizei nach allgemeinem Polizeirecht befugt 
ist, ein Schiff ohne die vorgeschriebene Besetzung 
zurückzuhalten. 

Der Verpflichtung aus Artikel 15 schließlich wird be- 
reits jetzt zum Teil durch § 123 a des Seemanns- 
gesetzes vom 26. Juli 1957 (BGBl. II S. 713) in der 
Fassung des Gesetzes vom 25. 8. 1961 (BGBl. II 
S. 1391) in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 2 dieses 
Änderungsgesetzes sowie durch die §§ 263 und 267 
des Strafgesetzbuches (Betrug, Urkundenfälschung) 
genügt. 

Teil V des Übereinkommens enthält formelle Be- 
stimmungen, die keiner innerstaatlichen Ausfüh- 
rungsgesetzgebung bedürfen. 

Gegen eine Ratifizierung des Übereinkommens 
durch die Bundesrepublik Deutschland bestehen 
grundsätzlich keine Bedenken. Es wird jedoch noch 
geprüft, inwieweit das geltende deutsche Recht den 
Anforderungen des Artikels 15 des Übereinkommens 
genügt, oder ob noch zusätzlich Straf- oder Bußgeld- 
Vorschriften geschaffen werden müßten. 
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Internationale Arbeitskonferenz 


Übereinkommen 126 


Übereinkommen über die Quartierräume 
an Bord von Fischereifahrzeugen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

1. Juni 1966 zu ihrer fünfzigsten Tagung zusammen- 
getreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Quartierräume an Bord von 
Fischereifahrzeugen, eine Frage, die zum sechsten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 21. Juni 1966, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Quartierräume auf Fischereifahrzeu- 
gen, 1966, bezeichnet wird. 


Teil I. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

1. Dieses Übereinkommen gilt für alle Seeschiffe 
und -boote jeder Art mit Kraftantrieb, gleichviel ob 
sie in öffentlichem oder privatem Eigentum stehen, 
die bei der Seefischerei im Salzwasser verwendet 
werden und in einem Gebiet eingetragen sind, für 
das dieses Übereinkommen in Kraft ist. 

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat die Vor- 
aussetzungen zu bestimmen, unter denen Schiffe 
und Boote als Seeschiffe und -boote im Sinne dieses 
Übereinkommens zu gelten haben, 

3. Dieses Übereinkommen gilt nicht für Schiffe 
und Boote mit weniger als 75 Tonnen; jedoch ist 
das Übereinkommen auf Schiffe und Boote mit 25 
bis 75 Tonnen anzuwenden, wenn die zuständige 
Stelle nach Anhörung der Berufsverbände der Eigen- 
tümer von Fischereifahrzeugen und der Fischer, so- 
weit solche bestehen, entscheidet, daß dies tunlich 
und durchführbar ist. 

4. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der 
Berufsverbände der Eigentümer von Fischereifahr- 
zeugen und der Fischer, soweit solche bestehen, für 
die Zwecke dieses Übereinkommens die Länge an 
Stelle des Raumgehalts als maßgebendes Merkmal 
verwenden; in diesem Fall gilt das Übereinkommen 
nicht für Schiffe und Boote von weniger als 24,4 m 
(80 Fuß) Länge. Das Übereinkommen ist jedoch auf 


Schiffe und Boote mit einer Länge von 13,7 bis 
24,4 m (45 bis 80 Fuß) anzuwenden, wenn die zu- 
ständige Stelle nach Anhörung der Berufsverbände 
der Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der 
Fischer, soweit solche bestehen, entscheidet, daß 
dies tunlich und durchführbar ist. 

5. Dieses Übereinkommen gilt nicht für 

a) Schiffe und Boote, die in der Regel zum Fischen 
als Sport oder zum Vergnügen verwendet wer- 
den; 

b) Segelschiffe und -boote mit Hilfsmotoren; 

c) Schiffe und Boote, die zur Walfischjagd oder zu 
ähnlichen Zwecken verwendet werden; 

d) Fischereiforschungsschiffe und Fischereischutz- 
schiffe. 

6. Die folgenden Bestimmungen dieses Überein- 
kommens gelten nicht für Fahrzeuge, die in der 
Regel weniger als 36 Stunden ihrem Heimathafen 
fernbleiben und deren Besatzung während des 
Hafenaufenthaltes nicht ständig an Bord wohnt; 

a) Artikel 9 Absatz 4; 

b) Artikel 10; 

c) Artikel 11; 

d) Artikel 12; 

e) Artikel 13 Absatz 1; 

f) Artikel 14; 

g) Artikel 16. 

Jedoch sind auch solche Fahrzeuge mit angemesse- 
nen sanitären Einrichtungen sowie Meßräumen, 
Kochgelegenheiten und Ruheräumen auszustatten. 

7. Von den Bestimmungen des Teiles III dieses 
Übereinkommens kann in bezug auf jedes Fahrzeug 
abgewichen werden, falls die zuständige Stelle nach 
Anhörung der Berufsverbände der Eigentümer von 
Fischereifahrzeugen und der Fischer, soweit solche 
bestehen, die beabsichtigten Abweichungen als der- 
art vorteilhaft erachtet, daß die dadurch geschaffe- 
nen Bedingungen im ganzen nicht ungünstiger sind 
als die Bedingungen, die sich aus der vollen An- 
wendung des Übereinkommens ergeben würden; 
das Mitglied hat eingehende Auskünfte über alle 
Abweichungen dieser Art dem Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes zu übermitteln, der 
hiervon die Mitglieder der Internationalen Arbeits- 
organisation verständigt. 
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Artikel 2 

In diesem Übereinkommen bedeuten die Aus- 
drücke 

a) „Fischereifahrzeug" oder „Fahrzeug" jedes Schiff 
oder Boot, auf das dieses Übereinkommen Anwen- 
dung findet? 

b) „Tonnen" den Raumgehalt an Bruttoregister- 
tonnen; 

c) „Länge" die Schiffslänge, gemessen von der Vor- 
derkante des Vorstevens auf der Höhe des Back- 
decks bis zur Hinterkante des Hinterstevens 
oder, falls kein Hintersteven vorhanden ist, bis 
zur Vorderseite des Ruderschaftes; 

d) „Offizier" jede Person mit Ausnahme des Schiffs- 
führers, die nach der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung oder, in deren Ermangelung, nach Ge- 
samtarbeitsvertrag oder Gewohnheit den Dienst- 
grad eines Schiffsoffiziers besitzt; 

e) „Mannschaftsmitglieder" alle Mitglieder der Be- 
satzung mit Ausnahme der Offiziere; 

f) „Quartierräume der Besatzung" die zur Verwen- 
dung durch die Besatzung bestimmten Schlaf- 
und Meßräume sowie die zugehörigen sanitären 
Einrichtungen; 

g) „vorgeschrieben" durch die innerstaatliche Ge- 
setzgebung oder durch die zuständige Stelle vor- 
geschrieben; 

h) „genehmigt" durch die zuständige Stelle geneh- 
migt; 

i) „neu eingetragen" bei gleichzeitigem Wechsel 
der Flagge und des Eigentümers neu einge- 
tragen. 

Artikel 3 

1. Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkommen 
in Kraft ist, verpflichtet sich, gesetzliche Vorschrif- 
ten in Kraft zu belassen, welche die Durchführung 
der Bestimmungen der Teile II, III und IV dieses 
Übereinkommens gewährleisten. 

2. Die gesetzlichen Vorschriften haben 

a) die zuständige Stelle zu verpflichten, sie allen 
Beteiligten zur Kenntnis zu bringen; 

b) die für ihre Durchführung verantwortlichen Per- 
sonen zu bezeichnen; 

c) die Einrichtung und Aufrechterhaltung einer die 
wirksame Durchführung ausreichend gewähr- 
leistenden Aufsicht vorzusehen; 

d) angemessene Zwangsmaßnahmen gegen jede 
Übertretung vorzuschreiben; 

e) die zuständige Stelle zu verpflichten, die Berufs- 
verbände der Eigentümer von Fischereifahrzeu- 
gen und der Fischer, soweit solche bestehen, bei 
der Ausarbeitung von Vorschriften in regel- 
mäßigen Zeitabständen anzuhören und, soweit 
möglich, bei deren Durchführung mit den Betei- 
ligten zusammenzuarbeiten. 


Teil II. Planung und Überwachung 
der Quartierräume der Besatzung 

Artikel 4 

Bevor der Bau eines Fischereifahrzeugs beginnt 
oder die Quartierräume auf einem bereits bestehen- 
den Fahrzeug wesentlich geändert oder umgebaut 
werden, sind der zuständigen Stelle eingehende 
Pläne der Quartierräume und Angaben darüber zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Artikel 5 

1. Die zuständige Stelle hat eine Besichtigung des 
Fahrzeugs vorzunehmen und sich zu vergewissern, 
daß die Quartierräume der Besatzung den gesetz- 
lichen Erfordernissen entsprechen, wenn 

a) ein Fischereifahrzeug eingetragen oder neu ein- 
getragen wird; 

b) die Quartierräume der Besatzung wesentlich ge- 
ändert oder umgebaut worden sind; 

c) ein anerkannter Berufsverband von Fischern, der 
die Besatzung ganz oder zum Teil vertritt, oder 
eine vorgeschriebene Zahl von Besatzungsmit- 
gliedern oder ein vorgeschriebener Bruchteil der 
Besatzung sich bei der zuständigen Stelle in der 
vorgeschriebenen Form und zeitig genug, um 
das Auslaufen des Fahrzeugs nicht zu verzögern, 
darüber beschwert hat, daß die Quartierräume 
der Besatzung den Bestimmungen dieses Über- 
einkommens nicht entsprechen. 

2. Die zuständige Stelle kann nach ihrem Ermes- 
sen in regelmäßigen Zeitabständen Besichtigungen 
vornehmen. 


Teil III. Bestimmungen über die Quartierräume 
der Besatzung 

Artikel 6 

1. Verteilung, Zugänge, Bau und Anordnung der 
Quartierräume der Besatzung im Verhältnis zu den 
anderen Schiffsteilen haben angemessene Sicher- 
heit, Schutz gegen Witterung und die See sowie 
Isolierung gegen Hitze, Kälte, übermäßige Ge- 
räusche und Gerüche oder Ausdünstungen aus an- 
deren Schiffsteilen zu gewährleisten. 

2. Erforderlichenfalls sind alle Quartierräume der 
Besatzung mit Notausgängen zu versehen. 

3. Direkte Öffnungen aus den Fischlagerräumen 
und Fischmehlräumen, Maschinen- und Kesselräu- 
men, Küchen, Lampen- und Farbenkammern, Maschi- 
nen-, Deck- und anderen Lagerräumen, Trocken- 
räumen, gemeinsamen Waschräumen oder aus den 
Wasserklosetten in die Schlafräume sind, soweit 
irgend möglich, zu vermeiden. Die Schottenteile 
zwischen solchen Räumen und den Schlafräumen 
und die Außenschotten der Schlafräume haben an- 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache \ 12422 


gemessen aus Stahl oder einem anderen genehmig- 
ten Stoff hergestellt und wasser- und gasdicht zu 
sein. 

4. Die Außenschotten von Schlaf- und Meßräumen 
haben angemessen isoliert zu sein. Alle Maschinen- 
kästen und alle Schottwände von Küchen und an- 
deren Räumen mit Wärmeausstrahlung haben an- 
gemessen isoliert zu sein, wenn die Hitze in den 
anstoßenden Räumen oder Gängen belästigen 
könnte. Vorzusehen sind auch Maßnahmen zum 
Schutz gegen Hitzeausstrahlung der Dampf- und 
Heißwasserrohre. 

5. Die Innenschotten haben aus einem genehmig- 
ten Stoff hergestellt zu sein, in dem sich Ungeziefer 
nicht leicht einnisten kann. 

6. Schlaf-, Meß- und Erholungsräume sowie Gänge 
in dem der Unterbringung der Besatzung dienenden 
Teil des Fahrzeugs sind angemessen zu isolieren, 
um Feuchtigkeitsniederschlag oder Überhitzung zu 
verhüten. 

7. Hauptdampf- und Abdampfrohre von Winden 
und ähnlichen Geräten dürfen, soweit technisch 
irgend möglich, weder durch Quartierräume noch 
durch die zu Quartierräumen führenden Gänge ver- 
laufen; sind sie durch solche Quartierräume oder 
Gänge gelegt, so haben sie angemessen isoliert und 
verkleidet zu sein. 

8. Innenfüllungen oder- Wegerungen sind aus Stof- 
fen herzustellen, deren Oberfläche leicht reinge- 
halten werden kann. Die Verwendung von Brettern 
mit Spund und Nut sowie jede andere Bauart, die 
das Einnisten von Ungeziefer begünstigt, ist zu 
untersagen. 

9. Die zuständige Stelle hat zu entscheiden, wie 
weit Maßnahmen zur Verhütung oder Eindämmung 
von Bränden beim Bau von Quartierräumen zu tref- 
fen sind. 

10. Die Wände und Decken von Schlaf- und Meß- 
räumen müssen leicht reinzuhalten sein; für den 
etwaigen Anstrich sind helle Farben zu verwenden; 
Kalktünche ist zu untersagen. 

11. Der Anstrich der Innenwände ist nach Bedarf 
zu erneuern oder auszubessern. 

12. Baustoff und -art der Deckbekleidung aller 
Quartierräume der Besatzung bedürfen der Geneh- 
migung; die Deckbekleidung muß feuchtigkeitsdicht 
und leicht reinzuhalten sein. 

13. Offene Decks über den Quartierräumen der 
Besatzung sind mit einer Isolierung aus Holz oder 
einem gleichwertigen Stoff zu verkleiden. 

14. Bei Verwendung eines zusammengesetzten 
Deckbelages sind die Übergänge zu den Wänden zur 
Vermeidung der Fugenbildung abzurunden. 

15. Ausreichender Wasserabfluß ist vorzusehen. 

16. Alle durchführbaren Maßnahmen sind zu tref- 
fen, um die Quartierräume der Besatzung gegen das 
Eindringen von Fliegen und anderen Insekten abzu- 
sichern. 


Artikel 7 

1. Schlaf- und Meßräume sind mit angemessener 
Lüftung zu versehen. 

2. Die Lüftungsanlage muß so einstellbar sein, 
daß die Luftbeschaffenheit bei jedem Wetter und 
Klima befriedigend bleibt und ausreichende Luft- 
erneuerung gewährleistet ist. 

3. Fahrzeuge, die regelmäßig zu Fahrten in den 
Tropen und anderen Gegenden mit ähnlichen klima- 
tischen Verhältnissen verwendet werden, sind, so- 
weit diese Verhältnisse es erfordern, sowohl mit 
einer mechanischen Lüftung als auch mit elektri- 
schen Ventilatoren auszurüsten; jedoch ist nur eine 
der beiden Anlagen in solchen Schiffsteilen erforder- 
lich, in denen dadurch eine ausreichende Lüftung 
gewährleistet wird. 

4. Außerhalb dieser Gegenden verwendete Fahr- 
zeuge sind entweder mit einer mechanischen Lüf- 
tung oder mit elektrischen Ventilatoren auszurüsten. 
Die zuständige Stelle kann Fahrzeuge, die gewöhn- 
lich in den kalten Gewässern der nördlichen und 
südlichen Halbkugel verkehren, von dieser Bestim- 
mung ausnehmen. 

5. Die Triebkraft zur Bedienung der in den Ab- 
sätzen 3 und 4 dieses Artikels vorgesehenen Lüf- 
tung hat, soweit tunlich, stets verfügbar zu sein, 
wenn die Besatzung an Bord wohnt oder arbeitet 
und die Umstände es erfordern. 


Artikel 8 

1. Für die Quartierräume der Besatzung ist, ent- 
sprechend den klimatischen Verhältnissen, eine an- 
gemessene Heizanlage vorzusehen. 

2. Die Heizanlage ist, soweit tunlich, stets in Be- 
trieb zu halten, wenn die Besatzung an Bord wohnt 
oder arbeitet und die Umstände es erfordern. 

3. Heizung mittels, offenen Feuers ist zu unter- 
sagen. 

4. Die Heizanlage muß imstande sein, die Tem- 
peratur in den Quartierräumen der Besatzung unter 
den gewöhnlich herrschenden Wetter- und Klima- 
bedingungen, denen das Fahrzeug auf der Fahrt 
wahrscheinlich ausgesetzt ist, auf einem befriedigen- 
den Stand zu halten; die zuständige Stelle hat die 
bezüglichen Normen festzusetzen. 

5. Heizkörper und sonstige Heizgeräte sind so auf- 
zustellen und, soweit erforderlich, abzuschirmen 
und mit Sicherheitsvorrichtungen zu versehen, daß 
Brandgefahr und Gefährdung oder Belästigung der 
Bewohner der Räume vermieden werden. 


Artikel 9 

1. Alle Besatzungsräume sind angemessen zu be- 
leuchten. Als Mindestnorm für die natürliche Be- 
leuchtung von Aufenthaltsräumen ist festzusetzen, 
daß eine Person mit normaler Sehschärfe in der 
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Lage sein muß, an einem klaren Tag eine normal 
gedruckte Zeitung an jeder frei zugänglichen Stelle 
zu lesen. Soweit angemessene natürliche Beleuch- 
tung nicht vorgesehen werden kann, ist für künst- 
liche Beleuchtung zu sorgen, die der genannten 
Mindestnorm entspricht, 

2. Auf allen Fahrzeugen sind, soweit dies durch- 
führbar ist, die Quartierräume der Besatzung mit 
elektrischem Licht zu versehen. Wenn nicht zwei 
unabhängige elektrische Kraftquellen vorhanden 
sind, ist für die Notfälle eine zusätzliche Beleuch- 
tung mit angemessen gebauten Lampen oder Be- 
ieuchtungsgeräten vorzusehen. 

3. Die künstliche Beleuchtung ist so anzubringen, 
daß den Bewohnern des Raumes die größtmögliche 
Lichtwirkung zugute kommt. 

4. Neben der normalen Kabinenbeleuchtung hat 
jede Koje eine zum Lesen ausreichende Beleuchtung 
aufzuweisen. 

5. In den Schlafräumen ist außerdem während der 
Nacht eine ständige blaue Beleuchtung vorzusehen. 


Artikel 10 

1. Die Schlafräume sind mittschiffs oder achtern 
unterzubringen; wenn die Größe, Art oder beab- 
sichtigte Verwendung des Fahrzeugs jede andere 
Anordnung untunlich oder undurchführbar erschei- 
nen läßt, kann die zuständige Stelle in besonderen 
Fällen gestatten, daß die Schlafräume im Vorschiff, 
keinesfalls aber vor dem Kollisionsschott, unterge- 
bracht werden. 

2. In Schlafräumen darf die Bodenfläche je Per- 
son, ausschließlich der von Kojen und Spinden ein- 
genommenen Fläche, nicht geringer sein als 

a) 0,5 m^ (5,4 Quadratfuß) auf Fahrzeugen von 
25 Tonnen oder mehr, aber unter 50 Tonnen; 

b) 0,75 m^ (8,1 Quadratfuß) auf Fahrzeugen von 
50 Tonnen oder mehr, aber unter 100 Tonnen; 

c) 0,9 m^ (9,7 Quadratfuß) auf Fahrzeugen von 
100 Tonnen oder mehr, aber unter 250 Tonnen; 

d) 1,0 m^ (10,8 Quadratfuß) auf Fahrzeugen von 
250 Tonnen oder mehr. 

3. Beschließt die zuständige Stelle gemäß Artikel 1 
Absatz 4 dieses Übereinkommens, die Länge als 
maßgebendes Merkmal für die Zwecke des Überein- 
kommens zu verwenden, so darf in Schlafräumen 
die Bodenfläche je Person, ausschließlich der von 
Kojen und Spinden eingenommenen Fläche, nicht 
geringer sein als 

a) 0,5 m“ (5,4 Quadratfuß) auf Fahrzeugen mit einer 
Länge von 13,7 m (45 Fuß) oder mehr, aber unter 
19,8 m (65 Fuß); 

b) 0,75 m^ (8,1 Quadratfuß) auf Fahrzeugen mit 
einer Länge von 19,8 m (65 Fuß) oder mehr, aber 
unter 26,8 m (88 Fuß); 


c) 0,9 m^ (9,7 Quadratfuß) auf Fahrzeugen mit einer 
Länge von 26,8 m (88 Fuß) oder mehr, aber unter 
35,1 m (115 Fuß); 

d) 1,0 m^ (10,8 Quadratfuß) auf Fahrzeugen mit 
einer Länge von 35,1 m (115 Fuß) oder mehr. 

4. Die freie Höhe der Schlafräume der Besatzung 
hat nach Möglichkeit mindestens 1,90 m (6 Fuß 
3 Zoll) zu betragen. 

5. Die Zahl der Schlafräume muß ausreichen, um 
einen oder mehrere gesonderte Schlafräume für 
jeden Dienst vorsehen zu können. Doch kann die 
zuständige Stelle für kleine Fahrzeuge Erleichterun- 
gen von dieser Bestimmung gewähren. 

6. Die Belegschaft eines Schlafraumes darf die 
folgenden Höchstzahlen nicht überschreiten: 

a) Offiziere: soweit möglich, eine Person, keines- 
falls aber mehr als zwei Personen je Raum; 

b) Mannschaftsmitglieder: soweit möglich, zwei 
oder drei Personen je Raum, keinesfalls aber 
mehr als 

i) vier Personen je Raum auf Fahrzeugen von 
250 Tonnen oder mehr; 

ii) sechs Personen je Raum auf Fahrzeugen un- 
ter 250 Tonnen. 

7. Beschließt die zuständige Stelle gemäß Arti- 
kel 1 Absatz 4 dieses Übereinkommens, die Länge 
als maßgebendes Merkmal für die Zwecke des Über- 
einkommens zu verwenden, so darf die Belegschaft 
eines Schlafraumes keinesfalls die folgenden Höchst- 
zahlen an Mannschaftsmitgliedern überschreiten: 

a) vier Personen je Raum auf Fahrzeugen mit einer 
Länge von 35,1 m (115 Fuß) oder mehr; 

b) sechs Personen je Raum auf Fahrzeugen mit 
einer Länge von weniger als 35,1 m (115 Fuß). 

8. Die zuständige Stelle kann in besonderen Fäl- 
len Ausnahmen von den Erfordernissen der Ab- 
sätze 6 und 7 dieses Artikels zulassen, wenn die 
Größe, die Art oder die beabsichtigte Verwendung 
des Fahrzeugs diese Erfordernisse als unzumutbar 
oder undurchführbar erscheinen lassen. 

9. In jedem Schlafraum ist die Höchstzahl der 
Personen, die darin untergebracht werden dürfen, 
an leicht sichtbarer Stelle leserlich und unlöschbar 
anzugeben. 

10. Für die Mitglieder der Besatzung sind Einzel- 
kojen vorzusehen. 

11. Kojen dürfen nicht derart nebeneinander auf- 
gestellt sein, daß eine Koje überstiegen werden 
muß, um zur Nachbarkoje zu gelangen. 

12. übereinander dürfen nicht mehr als zwei 
Kojen aufgestellt sein. Wo sich über einer Koje eine 
Luke befindet, dürfen Kojen der Schiffswand ent- 
lang nicht übereinander aufgestellt sein. 

13. Die untere von zwei übereinanderliegenden 
Kojen ist mindestens 0,30 m (12 Zoll) über dem Bo- 


10 



Drucksache V/2422 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


den und die obere annähernd in der Mitte zwischen 
dem Boden der unteren Koje und der Unterseite 
der Deckbalken anzubringen. 

14. Die Mindestinnenmaße einer Koje haben, so- 
weit möglich, 1,90 m zu 0,68 m (6 Fuß 3 Zoll zu 
2 Fuß 3 Zoll) zu betragen. 

15. Der Rahmen und, soweit vorhanden, die 
Schlingerleiste der Koje sind aus einem genehmig- 
ten harten, glatten und rostfreien Stoff herzustel- 
len, in dem sich Ungeziefer nicht leicht einnisten 
kann. 

16. Werden für die Kojenherstellung Rohrrahmen 
verwendet, so müssen diese völlig geschlossen 
sein und dürfen keine Öffnungen aufweisen, durch 
die Ungeziefer eindringen könnte. 

17. Jede Koje ist mit einer Sprungfedermatratze 
aus einem genehmigten Stoff oder mit einem 
Sprungfederboden und einer Matratze aus einem 
genehmigten Stoff auszustatten. Füllungen aus 
Stroh oder anderen Stoffen, in denen sich Ungezie- 
fer leicht einnisten kann, sind nicht zu verwenden. 

18. Bei übereinanderliegenden Kojen ist unter 
der oberen Koje ein staubdichter Schirm aus Holz, 
Leinwand oder einem anderen geeigneten Stoff an- 
zubringen. 

19. Die Schlafräume sind so anzulegen und aus- 
zustatten, daß sie den Bewohnern angemessene Be- 
quemlichkeit bieten und leicht in Ordnung gehalten 
werden können. 

20. Die Ausstattung muß für jeden Bewohner 
ein Kleiderspind umfassen, das mit einer Ver- 
schlußvorrichtung mittels Vorlegeschloß und einer 
Schiene zum Hängen der Kleider auf Kleiderbügeln 
zu versehen ist. Die zuständige Stelle hat dafür 
zu sorgen, daß die Spinde möglichst geräumig sind. 

21. Jeder Schlafraum ist mit einem festangebrach- 
ten, aufklappbaren oder ausziehbaren Tisch oder 
Pult und, nach Erfordernis, mit bequemen Sitzgele- 
genheiten auszustatten. 

22. Die Möbel haben aus einem glatten, harten 
Stoff zu bestehen, der sich nicht wirft oder rostet 
und in dem sich Ungeziefer nicht leicht einnisten 
kann. 

23. Die Ausstattung muß für jede Person eine 
Lade oder einen entsprechenden Raum umfassen, 
der, wenn immer möglich, mindestens 0,056 m^ 
(2 Kubikfuß) zu betragen hat. 

24. Die Schlafraumluken sind mit Vorhängen 
auszustatten. 

25. Jeder Schlafraum ist mit einem Spiegel, klei- 
nen Spinden für Toilettenbedarf, einem Bücher- 
brett und einer ausreichenden Zahl von Kleiderha- 
ken auszustatten. 

26. Soweit tunlich, sind die Besatzungsmitglieder 
so auf die Schlafräume aufzuteilen, daß die Wachen 
getrennt sind und daß die im Tagelohn stehenden 
Personen nicht einen Schlafraum mit wachegehen- 
den Besatzungsmitgliedern teilen. 


Artikel 11 

1. Auf allen Fahrzeugen mit einer Besatzung von 
mehr als zehn Personen sind von den Schlafräu- 
men getrennte Meßräume vorzusehen. Wenn immer 
möglich, sind solche Meßräume auch auf Fahrzeu- 
gen mit einer zahlenmäßig geringeren Besatzung 
vorzusehen; ist dies jedoch nicht durchführbar, so 
dürfen die Meßräume mit den Schlafräumen kom- 
biniert werden. 

2. Auf Fahrzeugen, die in der Hochseefischerei 
verwendet werden und deren Besatzung mehr als 
20 Personen umfaßt, kann ein eigener Meßraum 
für den Schiffsführer und die Offiziere vorgesehen 
werden. 

3. Ausmaße und Einrichtungen jedes Meßraums 
haben für die Zahl von Personen auszureichen, die 
ihn wahrscheinlich gleichzeitig benutzen. 

4. Die Meßräume sind mit ausreichenden Tischen 
und genehmigten Sitzgelegenheiten für die Zahl 
von Personen auszustatten, die sie wahrscheinlich 
gleichzeitig benutzen. 

5. Die Meßräume sind in möglichster Nähe der 
Küche unterzubringen. 

6. Wo die Räume zur Reinigung und Aufbewah- 
rung des Tischgerätes keine unmittelbaren Zugänge 
von den Meßräumen besitzen, sind geeignete 
Spinde für das Tischgerät und geeignete Wasch- 
vorrichtungen vorzusehen. 

7. Die Oberflächen der Tische und Sitzgelegen- 
heiten müssen aus feuchtigkeitsfestem Stoff, frei 
von Sprüngen und leicht zu reinigen sein. 

8. Wenn immer möglich, sind die Meßräume so 
zu planen, zu möblieren und auszustatten, daß sie 
Erholungsgelegenheiten bieten. 


Artikel 12 

1. Auf allen Fahrzeugen sind ausreichende sani- 
täre Einrichtungen vorzusehen, einschließlich 
Waschbecken und Badewannen oder Brausen. 

2. Für alle Besatzungsmitglieder, die nicht Raume 
mit eigenen sanitären Einrichtungen innehaben, 
sind, wenn immer möglich, für jede Dienstgruppe 
die folgenden sanitären Einrichtungen vorzusehen: 

a) eine Badewanne oder eine Brause für je acht 
oder weniger Personen; 

b) ein Wasserklosett für je acht oder weniger Per- 
sonen; 

c) ein Waschbecken für je sechs oder weniger Per- 
sonen. 

überschreitet die Zahl der Mitglieder einer Dienst- 
gruppe ein gerades Vielfaches der festgesetzten 
Zahl um weniger als die Hälfte dieser Zahl, so 
darf dieser Uberschuß für die Zwecke dieses Ab- 
satzes unberücksichtigt bleiben. 
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3. In allen gemeinsamen Waschräumen sind kal- 
tes und warmes Süßwasser oder Vorrichtungen zur 
Wassererwärmung vorzusehen. Die zuständige 
Stelle kann nach Anhörung der Berufsverbände der 
Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der Fi- 
scher, soweit solche bestehen, die Mindestmenge 
an Süßwasser festsetzen, die je Person und Tag zur 
Verfügung zu stellen ist. 

4. Waschbecken und Badewannen haben ange- 
messen groß und aus einem genehmigten glatten 
Stoff hergestellt zu sein, der nicht springt, splittert 
oder rostet. 

5. Alle Wasserklosette haben einen eigenen Lüf- 
tungsabzug zu besitzen, der, von den anderen Tei- 
len der Quartiere unabhängig, direkt ins Freie 
mündet. 

6. Die sanitäre Ausstattung der Wasserklosette 
hat einem genehmigten Muster zu entsprechen und 
mit einer starken und jederzeit verwendungsbe- 
reiten Einzelwasserspülung versehen zu sein. 

7. Die Abfluß- und Auslaßrohre haben angemes- 
sene Ausmaße aufzuweisen und so gebaut zu sein, 
daß die Verstopfungsgefahr möglichst gering ist 
und sie leicht gereinigt werden können. Sie dürfen 
weder durch Süßwasser- oder Trinkwasserbehälter 
geleitet werden, noch dürfen sie, wenn durchführ- 
bar, entlang der Decke von Meß- oder Schlafräu- 
men verlaufen. 

8. Für mehr als eine Person bestimmte sanitäre 
Einrichtungen haben folgenden Erfordernissen zu 
entsprechen: 

a) die Böden haben aus einem genehmigten dau- 
erhaften Stoff zu bestehen und müssen leicht zu 
reinigen, feuchtigkeitsfest und mit einem ange- 
messenen Abfluß versehen sein; 

b) die Schotten haben aus. Stahl oder einem ande- 
ren genehmigten Stoff hergestellt und bis zur 
Höhe von mindestens 0,23 m (9 Zoll) über dem 
Deckboden wasserdicht zu sein; 

c) die Räume haben ausreichend beleuchtet, ge- 
heizt und gelüftet zu sein; 

d) die Wasserklosette sind in bequemer Nähe von 
Schlaf- und Waschräumen, aber getrennt von 
ihnen anzubringen; sie dürfen keinen direkten 
Zugang von den Schlafräumen oder einem Gang 
besitzen, der ausschließlich eine Verbindung 
zwischen Schlafraum und Wasserklosett bildet; 
doch gilt diese Bestimmung nicht für ein zwi- 
schen zwei Schlafräumen mit einer Gesamtbe- 
legschaft von höchstens vier Personen unterge- 
bradites Wasserklosett; 

e) sind mehrere Wasserklosette im gleichen Raum 
untergebracht, so sind sie durch Wände aus- 
reichend zu isolieren. 

9. Es sind Vorrichtungen zum Waschen und 
Trocknen von Kleidung in einem der Besatzungs- 
stärke und der gewöhnlichen Fahrtdauer entspre- 
chenden Umfang vorzusehen. 


10. Die Vorrichtungen zum Waschen von Klei- 
dung sind mit geeigneten Becken mit Abfluß zu 
versehen, die in den Waschräumen aufgestellt wer- 
den können, falls die Einrichtung einer gesonderten 
Waschküche nicht tunlich ist. Für die Becken sind 
kaltes Süßwasser und warmes Süßwasser in aus- 
reichender Menge oder Wasserwärmer bereitzu- 
stellen. 

11. Für das Trocknen von Kleidungsstücken ist 
ein von den Schlaf- und Meßräumen sowie den 
Wasserklosetten gesonderter Raum mit angemesse- 
ner Lüftung und Heizung und mit Leinen oder an- 
deren Aufhängevorrichtungen vorzusehen. 


Artikel 13 

1. Soweit irgend möglich, ist eine gesonderte 
Kabine für erkrankte oder verletzte Besatzungs- 
mitglieder vorzusehen. Auf Fahrzeugen von 
500 Tonnen oder mehr ist ein Krankenraum einzu- 
richten. Beschließt die zuständige Stelle gemäß 
Artikel 1 Absatz 4 dieses Übereinkommens, die 
Länge als maßgebendes Merkmal für die Zwecke 
des Übereinkommens zu verwenden, so ist ein Kran- 
kenraum auf Fahrzeugen mät einer Länge von 
45,7 m (150 Fuß) oder mehr einzurichten. 

2. Auf jedem Fahrzeug, das keinen Arzt an 
Bord führt, ist ein genehmigter Arzneikasten mit 
leicht verständlichen Anweisungen vorzusehen. In 
diesem Zusammenhang hat die zuständige Stelle 
die Empfehlung betreffend Schiffsapotheken, 1958, 
und die Empfehlung betreffend die ärztliche Bera- 
tung auf See, 1958, zu berücksichtigen. 

Artikel 14 

Für das Aufhängen von Öltuchkleidung sind aus- 
reichende und angemessen gelüftete Räume außer- 
halb der Schlafräume, aber in bequemer Nähe vor- 
zusehen. 

Artikel 15 

Die Quartierräume der Besatzung sind rein, an- 
gemessen wohnlich und frei von Gütern und Vor- 
räten zu halten, die nicht persönliches Eigentum der 
Bewohner der Räume sind. 


Artikel 16 

1. An Bord haben sich angemessene Kochein- 
richtungen zu befinden, die, wenn immer möglich, 
in einer gesonderten Schiffsküche unterzubringen 
sind. 

2. Die Schiffsküche hat zweckentsprechende Grö- 
ßenmaße aufzuweisen und gut beleuchtet und ge- 
lüftet zu sein. 

3. Die Schiffsküche hat mit Kochgerät, der erfor- 
derlichen Zahl von Schränken und Regalen sowie 
mit Ausgüssen und Geschirrgestellen aus einem rost- 
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freien Stoff und einwandfreien Abflußleitungen ver- 
sehen zu sein. Trinkwasser ist der Küche mittels 
Rohrleitungen zuzuführen; im Falle von Drucklei- 
tungen sind Vorrichtungen zur Verhinderung des 
Rückfließens vorzusehen. Steht in der Küche kein 
heißes Wasser zur Verfügung, so ist eine Anlage 
zum Erwärmen des Wassers vorzusehen. 

4. Die Schiffsküche hat so eingerichtet zu sein, 
daß für die Besatzung jederzeit heiße Getränke zu- 
bereitet werden können. 

5. Ein ausreichend großer Vorratsraum ist einzu- 
richten, der trocken und kühl gehalten und gut ge- 
lüftet werden kann, damit die Vorräte nicht ver- 
derben. Wenn notwendig, sind Kühlschränke oder 
andere kühle Aufbewahrungsräume vorzusehen. 

6. Wird in der Küche Butan- oder Propangas zu 
Kochzwecken verwendet, so sind die Gasbehälter 
auf dem offenen Deck aufzubewahren. 


Teil IV. Anwendung des Übereinkommens 
auf schon bestehende Fischereifahrzeuge 

Artikel 17 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen der Ab- 
sätze 2, 3 und 4 dieses Artikels gilt dieses Über- 
einkommen für die Fahrzeuge, die nach Inkraft- 
treten des Übereinkommens für das Eintragungs- 
gebiet auf Kiel gelegt werden. 

2. Für ein Fahrzeug, das bei Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens für das Eintragungsgebiet völlig 
fertiggestellt ist und hinter den Normen des Tei- 
les III dieses Übereinkommens zurückbleibt, kann 
die zuständige Stelle nach Anhörung der Berufs- 
verbände der Eigentümer von Fischereifahrzeugen 
und der Fischer, soweit solche bestehen, unter Wür- 
digung der in Betracht kommenden praktischen Fra- 
gen die ihr möglich erscheinenden Änderungen zur 
Anpassung des Fahrzeugs an die Bestimmungen 
des Übereinkommens anordnen, wenn 

a) das Fahrzeug neu eingetragen wird; 

b) wesentliche bauliche Veränderungen oder grö- 
ßere Ausbesserungen an dem Fahrzeug auf 
Grund eines vorgefaßten Planes und nicht we- 
gen eines Unfalles oder Notstandes vorgenom- 
men werden. 

3. Für ein Fahrzeug, das sich bei Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens für das Eintragungsgebiet 
im Bau oder Umbau befindet, kann die zuständige 
Stelle nach Anhörung der Berufsverbände der 
Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der 
Fischer, soweit solche bestehen, unter Würdigung 
der in Betracht kommenden praktischen Fragen die 
ihr möglich erscheinenden Änderungen zur Anpas- 
sung des Fahrzeugs an die Bestimmungen des 
Übereinkommens anordnen; solche Änderungen 
gelten bis zu einer neuen Eintragung des Fahrzeugs 
als endgültige Durchführung der Bestimmungen 
des Übereinkommens. 


4. Wird ein Fahrzeug — außer es handelt sich 
um ein Fahrzeug, das in den Absätzen 2 und 3 die- 
ses Artikels bezeichnet ist oder für das dieses 
Übereinkommen während seines Baues Geltung hatte 
— in einem Gebiet neu eingetragen, und zwar 
nach dem Tag, an dem dieses Übereinkommen für 
das Gebiet in Kraft getreten ist, so kann die zu- 
ständige Stelle nach Anhörung der Berufsverbände 
der Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der 
Fischer, soweit solche bestehen, unter Würdigung 
der in Betracht kommenden praktischen Fragen 
die ihr möglich erscheinenden Änderungen zur An- 
passung des Fahrzeugs an die Bestimmungen des 
Übereinkommens anordnen; solche Änderungen 
gelten bis zu einer neuen Eintragung des Fahrzeugs 
als endgültige Durchführung der Bestimmungen 
des Übereinkommens. 


Teil V. Schlußbestimmungen 

Artikel 18 

Soweit auf Grund von Gesetz, Rechtsspruch, Ge- 
wohnheitsrecht oder Vertrag zwischen Eigentümern 
von Fischereifahrzeugen und Fischern günstigere 
Bedingungen gelten, als in diesem Übereinkommen 
vorgesehen sind, werden diese durch die Bestim- 
mungen dieses Übereinkommens nicht berührt. 

Artikel 19 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 20 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den Gene- 
raldirektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 21 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
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lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 22 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Küdigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam ma- 
chen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 23 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 24 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der All- 


gemeinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder 
teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung der 
Konferenz gesetzt werden soll. 

A r t i k e 1 25 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 21, vorausgesetzt, daß däs neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 26 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 126 


Das im Jahre 1949 verabschiedete Übereinkommen 
92 über die Quartierräum'e der Besatzung an Bord 
von Schiffen gilt nicht für Fahrzeuge, die der Fische- 
rei dienen. Das neue Übereinkommen schließt diese 
Lücke durch entsprechende Regeln für Seefischerei- 
fahrzeuge. Die damit geforderten innerstaatlichen 
Vorschriften sind im deutschen Recht nur teilweise 
vorhanden. 

Das Übereinkommen enthält zunächst in Teil I allge- 
meine Normen, z. B. Begriffsbestimmungen, und in 
Teil II Vorschriften über die Genehmigung von Plä- 
nen für Quartierräume und die Überwachung von 
Quartierräumen daraufhin, ob sie den gesetzlichen 
Anforderungen entsprechen. 

Den Kern des Übereinkommens bildet der Teil III 
mit sehr ins einzelne gehenden Bestimmungen über 
Lage, Größe, Bau und Ausstattung der Quartierräu- 
me und ihrer Zugänge. Das Ziel dieser Vorschriften 
sind gesunde Quartierräume, in denen die Besatzung 
auch für längere Zeit dem heutigen Stand der Tech- 
nik entsprechend angemessen untergebracht werden 
kann. 

Teil IV regelt die Anwendung des Übereinkommens 
auf schon vorhandene Fischereifahrzeuge. In Teil V 
sind Schlußbestimmungen verschiedener Art, z. B. 
über das Inkrafttreten und 'eine ewaige Abänderung 
des Übereinkommens, zusammengefaßt. 

Das zur Zeit geltende deutsche Recht genügt nicht 
den Anforderungen des Übereinkommens. Ein gro- 
ßer Teil der deutschen Fischereiflotte ist zwar tat- 
sächlich mit Quartierräumen ausgestattet, die den 
Anforderungen des Übereinkommens entsprechen. 
Die einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften sind 
jedoch — gemessen an dem Übereinkommen — sehr 
allgemein gehalten und zum Teil durch die technische 
Entwicklung überholt: 

Als allgemeine Bestimmung, die den Zielen des 
Übereinkommens dient, ohne dessen Anforderungen 
im einzelnen zu erfüllen, ist § 80 Abs. 1 des See- 
mannsgesetzes vom 26. Juli 1957 (BGBl. II S. 713) in 


der Fassung des Gesetzes vom 25. August 1961 
(BGBl. II S. 1391) zu nennen. Danach ist der Reeder 
verpflichtet, den gesamten Schiffsbetrieb und alle 
Geräte so einzurichten und zu unterhalten, daß die 
Besatzungsmitglieder gegen See- und Feuersgefah- 
ren sowie gegen sonstige Gefahren für Leben, Ge- 
sundheit und Sittlichkeit so weit geschützt sind, wie 
die Art des Schiffsbetriebs es gestattet. Diese allge- 
meine Verpflichtung gilt auch für die Einrichtung und 
Unterhaltung der Quartierräume einschließlich der 
sanitären Anlagen. 

Genauere Vorschriften über Quartierräume enthält 
die „Bekanntmachung betreffend die Logis-, Wasch- 
und Baderäume sowie die Aborte für die Schiffs- 
mannschaft auf Kauffahrteischiffen" vom 2. Juli 1905 
(RGBl. S. 563). § 1 dieser Bekanntmachung mit ins 
einzelne gehende Bestimmungen über Größe und 
Einrichtung der Quartierräume gilt jedoch nicht für 
Hochseefischereifahrzeuge; für deren Unterkunfts- 
räume verweist § 2 der Bekanntmachung in Verbin- 
dung mit § 146 Abs. 12 des Seemannsgesetzes ledig- 
lich auf § 41 Abs. 1 des Seemannsgesetzes, wonach 
jedes Besatzungsmitglied Anspruch auf angemessene 
Unterbringung hat. Die weiteren Vorschriften der 
Bekanntmachung über Wasch- und Baderäume sowie 
Aborte gelten zwar auch für Fischereifahrzeuge, sind 
aber durch die technische Entwicklung überholt. 

Die von der See-Berufsgenossenschaft erlassenen 
Unfallverhütungsvorschriften für Fischereifahrzeuge 
enthalten ebenfalls einige Bestimmungen über Un- 
terkunftsräume. Sie entsprechen jedoch nicht den 
Anforderungen des Teils III des Übereinkommens. 

Eine Ratifizierung des Übereinkommens wird unter 
diesen Umständen zur Zeit nicht in Betracht gezogen. 
Im Zusammenhang mit dem geplanten Erlaß einer 
Rechtsverordnung gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 5 des 
Seemannsgesetzes über die Wohn- und Aufenthalts- 
räume der Besatzungsmitglieder an Bord sowie die 
Krankenräume, Aborte, Wascheinrichtungen und Kü- 
chenräume wird die Bundesregierung die Möglich- 
keit einer Ratifizierung erneut prüfen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 126 


Empfehlung betreffend 
die berufliche Ausbildung der Fischer 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

1. Juni 1966 zu ihrer fünfzigsten Tagung zusammen- 
getreten ist, 

hat von den Bestimmungen der Empfehlung be- 
treffend die berufliche Ausbildung, 1962, Kenntnis 
genommen, 

ist der Ansicht, daß die berufliche Ausbildung der 
Fischer in Anwendung Jener Urkunde einen Stand 
aufweisen sollte, der demjenigen der Ausbildung für 
andere Berufe und Wirtschaftszweige gleichwertig 
ist, 

ist ferner der Ansicht, daß mit der beruflichen 
Ausbildung von Fischern folgende grundlegende 
Ziele verfolgt werden sollten: 

die Leistungsfähigkeit der Fischerei zu verbessern 
und sicherzustellen, daß die wirtschaftliche und 
soziale Bedeutung der Fischerei für die Volkswirt- 
schaft allgemeine Anerkennung findet; 

den Eintritt einer genügenden Anzahl geeigneter 
Personen in die Fischerei zu fördern; 

Ausbildungs- und Umschulungseinrichtungen be- 
reitzustellen, die dem laufenden und vorausgeschätz- 
ten Bedarf der Fischerei an Arbeitskräften für die 
verschiedenen Fischereiberufe angemessen sind; 

allen Personen nach Abschluß ihrer Ausbildung 
bei der Aufnahme einer Beschäftigung behilflich zu 
sein; 

dazu beizutragen, daß die ausgebildeten Personen 
ihre höchste Leistungs- und Verdienstfähigkeit er- 
reichen; 

die Normen der Sicherheit an Bord von Fischerei- 
fahrzeugen zu verbessern; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die berufliche Ausbildung der Fi- 
scher, eine Frage, die zum sechsten Gegenstand ihrer 
Tagesordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung 'erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 21. Juni 1966, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die berufliche Ausbildung (Fischer), 1966, be- 
zeichnet wird. 


1. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

1. (1) Als Fischereifahrzeuge im Sinne dieser Emp- 
fehlung gelten Schiffe und Boote Jeder Art, gleichviel 
ob sie in öffentlichem oder privatem Eigentum ste- 
hen, die bei der Seefischerei im Salzwasser verwen- 
det werden, mit Ausnahme der Schiffe und Boote, 
die zur Walfischjagd oder zu ähnlichen Zwecken 
verwendet werden, sowie der Fischereiforschungs- 
schiffe und Fischereischutzschiffe. 

(2) Diese Empfehlung gilt für jede Ausbildung zur 
Arbeit an Bord von Fischereifahrzeugen. 

(3) Diese Empfehlung gilt nicht für Personen, die 
das Fischen als Sport oder zum Vergnügen betreiben. 

2. Im Sinne dieser Empfehlung bedeuten die Aus- 
drücke 

a) „Schiffsführer'' jede Person, der die Befehlsgewait 
über ein Fischereifahrzeug übertragen ist; 

b) „Steuermann" jede Person, die nachgeordnete Be- 
fehlsgewalt über ein Fischereifahrzeug ausübt, 
einschließlich jeder Person, mit Ausnahme des 
Lotsen, der jederzeit die Navigation eines solchen 
Fahrzeugs übertragen werden kann; 

c) „Maschinist" jede Person, der die ständige Ver- 
antwortung für die Antriebsmaschinen eines Fi- 
schereifahrzeugs übertragen ist, sowie jede Per- 
son, die jederzeit zur Bedienung und Instand- 
haltung der Maschinen und der mechanischen 
Ausrüstung eines solchen Fahrzeugs herangezo- 
gen werden kann; 

d) „Fischereimatrose" jedes an Bord eines Fische- 
reifahrzeugs arbeitende erfahrene Mitglied der 
Decksmannschaft, das am Betrieb des Fahrzeugs, 
an der Vorbereitung der Fanggeräte, am Fisch- 
fang, an der Verladung und Verarbeitung des 
Fangs und an der Pflege und Instandsetzung der 
Netze oder sonstiger Fanggeräte beteiligt ist. 


II. Innerstaatliche Planung und Verwaltung 

Planung und Koordinierung 

3. In Ländern, die Fischerei betreiben oder diese 
zu entwickeln beabsichtigen, sollten die zuständigen 
Stellen bei der Planung einer gesamtstaatlichen Un- 
terrichts- und Ausbildungspolitik sicherstellen, daß 
im Rahmen des allgemeinen Netzes von Ausbil- 
dungseinrichtungen ausreichende Vorsorge für die 
Ausbildung von Fischern getroffen wird. 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2422 


4. Sofern die innerstaatlichen Verhältnisse die 
Entwicklung von Einrichtungen zur Ausbildung von 
Fischern aller erforderlichen Befähigungsstufen nicht 
gestatten, sollte eine Zusammenarbeit mit anderen 
Ländern und mit internationalen Organisationen zur 
Entwicklung gemeinsamer Programme für die AuS' 
bildung von Fischern in den Fertigkeiten und Beru- 
fen in Erwägung gezogen werden, die im Rahmen 
der innerstaatlichen Programme nicht berücksichtigt 
werden können. 

5. (1) Die Tätigkeit aller öffentlichen und privaten 
Einrichtungen jedes Landes, die sich mit der Ausbil- 
dung von Fischern befassen, sollte auf der Grundlage 
eines gesamtstaatlichen Programms koordiniert und 
ausgebaut werden. 

(2) Dieses Programm sollte von den zuständigen 
Stellen in Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden 
der Eigentümer, von Fischereifahrzeugen und der 
Fischer, den Unterrichts- und Fischereiforschungs- 
anstalten sowie mit anderen Stellen und Personen, 
die mit der beruflichen Ausbildung der Fischer be- 
sonders vertraut sind, aufgestellt werden. In Ent- 
v/iddungsländern, in denen besondere Anstalten für 
Fischereiforschung oder -förderung in Zusammenar- 
beit mit anderen Ländern oder mit internationalen 
Organisationen geschaffen werden, sollten diese An- 
stalten bei der Aufstellung des gesamtstaatlichen 
Programms eine führende Rolle spielen. 

(3) Um die Planung, Entwicklung, Koordinierung 
und Verwaltung von Ausbildungsprogrammen für 
Fischer zu erleichtern, sollten soweit möglich auf 
gesamtstaatlicher und, wo dies angebracht ist, auch 
auf regionaler und örtlicher Ebene paritätische bera- 
tende Organe für Grundsatz- und Verwaltungsfragen 
geschaffen werden. 

6. Die zuständigen Stellen sollten dafür sorgen, 
daß den verschiedenen Stellen und Einrichtungen, 
die für die Verbreitung von Informationen über Aus- 
bildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten verant- 
wortlich sind, wie z. B. Grundschulen und weiterfüh- 
rende Schulen, Berufsberatungs- und Arbeitsbera- 
tungsdienste und öffentliche Arbeitsvermittlungs- 
dienste, berufsbildende und technische Lehranstalten 
und Berufsverbände der Eigentümer von Fischerei- 
fahrzeugen und der Fischer, vollständige Auskünfte 
über öffentliche und private Ausbildungsprogramme 
für Fischer sowie über die Bedingungen für die Zu- 
lassung zur Fischerei zur Verfügung gestellt werden. 

7. Die zuständigen Stellen sollten dafür sorgen, 
daß Programme für die berufliche Ausbildung von 
Fischern mit allen anderen die Fischerei betreffen- 
den öffentlichen oder privaten Programmen und Tä- 
tigkeiten völlig koordiniert werden. Insbesondere 
sollten sie sicherstellen, daß 

a) Fischereiforschungsanstalten den Ausbildungs- 
zentren sowie anderen interessierten Stellen und 
durch diese den Fischern Informationen über ihre 
neuesten Forschungsergebnisse, die für die Fi- 
scherei von praktischem Interesse sind, bereitwil- 
lig zugänglich machen; soweit möglich sollten die 
Foischungsanstalten zur Fortbildung der Fischer 


beitragen, und, wo dies angebracht ist, sollten die 
Ausbildungszentren diese Anstalten bei ihrer Ar- 
beit unterstützen; 

b) Maßnahmen getroffen werden, um durch einen 
allgemeinbildenden Unterricht, der vor oder 
gleichzeitig mit der beruflichen Ausbildung erteilt 
wird,^den allgemeinen Bildungsstand in Fischer- 
gemeinden zu erhöhen, den Fischern größere Be- 
friedigung in ihrer Arbeit zu bieten und die An- 
eignung der im Rahmen der fachlichen und beruf- 
lichen Ausbildung vermittelten Kenntnisse zu er- 
leichtern; 

c) in Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden der 
Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der Fi- 
scher Vorkehrungen getroffen werden, damit bei 
sonst gleichen Voraussetzungen Personen, die 
einen öffentlichen oder privaten Lehrgang abge- 
schlossen haben, hinsichtlich der Stellenvermitt- 
lung der Vorzug gegeben werden kann; 

d) in Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden der 
Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der Fi- 
scher Vorkehrungen getroffen werden, insbeson- 
dere in Entwicklungsländern, damit Personen, die 
einen öffentlichen oder privaten Lehrgang abge- 
schlossen haben, entweder eine Beschäftigung an 
Bord eines Fischereifahrzeugs aufnehmen oder 
andernfalls angem‘essen ausgerüstete Fischerei- 
fahrzeuge erwerben und verwenden, und zwar 
entweder »einzeln oder indem sie Genossenschaf- 
ten zum gemeinsamen Ankauf und zur gemein- 
samen Verwendung von Fischerbooten gründen 
oder auf eine andere geeignete Weise; 

e) die Zahl der ausgebildeten Fischer dem verfüg- 
baren oder geplanten Bestand an Booten und 
Ausrüstung entspricht. 

Finanzierung 

8. (1) Die Programme für die Ausbildung von Fi- 
schern sollten planmäßig organisiert sein; die Finan- 
zierung sollte auf einer regelmäßigen und ausrei- 
chenden Grundlage erfolgen und auf den gegenwär- 
tigen und vorausgeplanten Bedarf und Entwicklungs- 
stand der Fischerei Bedacht nehmen. 

(2) Falls erforderlich, sollte die Regierung für Aus- 
bildungsprogramme, die von örtlichen Behörden oder 
privaten Stellen durchgeführt werden, finanzielle 
Beiträge gewähren. Diese Beiträge können in Form 
von allgemeinen Zuschüssen, Bereitstellung von 
Grundstücken und Gebäuden oder von Anschauungs- 
material, wie z. B. Booten, Motoren, nautischen und 
Fanggeräten, durch unentgeltliche Bereitstellung von 
Ausbildern oder Übernahme der Teilnehmergebüh- 
ren geleistet werden. 

(3) Die Ausbildung in öffentlichen Ausbildungs- 
anstalten für Fischer sollte den auszubildenden Per- 
sonen kostenlos gev/ährt werden. Darüber hinaus 
sollte die Ausbildung bedürftiger Erwachsener und 
Jugendlicher durch finanzielle und wirtschaftliche 
Unterstützung im Sinne von Absatz 7 Unterabsätze 
(3) und (5) der Empfehlung betreffend die berufliche 
Ausbildung, 1962, erleichtert werden. 
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Ausbildungsnormen 

9. (1) Die zuständigen Stellen sollten in Zusam- 
menarbeit mit den in Absatz 5 (3) dieser Empfehlung 
erwähnten paritätischen Organen allgemeine, für das 
gesamte Gebiet des betreffenden Landes geltende 
Normen für die Ausbildirng von Fischern ausarbei- 
ten und einführen. Diese Normen sollten mit den 
innerstaatlichen Voraussetzungen für den Erwerb 
der verschiedenen Befähigungsnachweise für Fischer 
im Einklang stehen und folgendes festsetzen: 

a) das Mindestalter für die Zulassung zur Ausbil- 
dung als Fischer; 

b) die Art der ärztlichen Untersuchungen, einschließ- 
lich Röntgenaufnahmen des Brustkorbs sowie Ge- 
hör- und Sehprüfungen, denen sich die auszubil- 
clendcn Personen bei Beginn der Ausbildung zu 
unterziehen haben; die Untersuchungen, insbe- 
sondere die Gehör- und Sehprüfungen, können 
verschieden sein, je nachdem, ob die betreffenden 
Personen eine Ausbildung für den Decks- oder 
den Maschinendienst erhalten sollen; 

c) den Grad der allgemeinen Schulbildung, der für 
die Zulassung zur Ausbildung als Fischer erfor- 
derlich ist; 

d) Fischereikunde, Nautik, Seemannschaft, Unfall- 
verhütung, Motorenkunde, Verpflegungswesen 
und andere Fächer, die in die Lehrpläne aufge- 
nommen werden sollten; 

e) den Umfang der praktischen Ausbildung, der sich 
die auszubildenden Personen unterziehen sollten, 
einschließlich der in Werkstätten und auf See zu 
verbringenden Zeit; 

f) die Dauer der Lehrgänge für die verschiedenen 
Fischereiberufe und die verschiedenen Befähi- 
gungsstufen; 

g) die Art der bei Abschluß der Lehrgänge gegebe- 
nenfalls abzulegenden Prüfungen; 

h) die Erfahrung und Befähigung der Lehrkräfte an 
den Ausbildungsanstalten. 

(2) Können keine für das gesamte Staatsgebiet 
anwiendbaren Normen aiifgestellt werden, so sollten 
von den zuständigen Stellen in Zusammenarbeit mit 
den in Absatz 5 (3) dieser Empfehlung erwähnten 
paritätischen Organen Normen ausgearbeitet wer- 
den, die im Sinn einer Empfehlung als Richtlinien für 
die Aufstellung von möglichst einheitlichen Normen 
im gesamten Staatsgebiet dienen sollen. 


IIL Ausbildungsprogramme 

10. Die Lehrpläne der verschiedenen Ausbildungs- 
programme für Fischer sollten auf einer planmäßigen 
Untersuchung der in der Fischerei erforderlichen Ar- 
beiten beruhen und in Zusammenarbeit mit den in 
Absatz 5 (3) dieser Empfehlung erwähnten paritäti- 
schen Organen aufgestellt werden. Sie sollten regel- 
mäßig überprüft und laufend der technischen Ent- 
wicklung angepaßt werden und sollten je nach den 
Aufgaben, die die betreffende Person an Bord über- 


nehmen soll, eine Ausbildung in folgenden Fächern 

umfassen: 

a) Fangtechnik, einschließlich, wenn dies angebracht 
ist, der Bedienung und Wartung von elektroni- 
schen Fischortungsgeräüen sowie der Bedienung, 
Instandhaltung und Instandsetzung der Fang- 
geräte; 

b) Nautik, Seemannschaft und Schiffsführung, wie 
sie für die Meereszone und die Fischereiart, für 
die dar Lehrgang bestimmt ist, in Betracht kom- 
men, einschließlich einer angemessenen Beherr- 
schung der Internationalen Regeln zur Verhütung 
von Zusammenstößen auf See; 

c) Lagerung, Säuberung und Verarbeitung der Fische 
an Bord; 

d) Instandhaltung von Fahrzeugen und verwandte 
Fächer; 

e) Bedienung, Instandhaltung und Instandsetzung 
von Dampfmaschinen oder Verbrennungsmotoren 
(Benzin- oder Dieselmotoren) oder anderen Gerä- 
ten, die die auszubildenden Personen gegebenen- 
falls zu verwenden haben werden; 

f) Bedienung und Wartung der Funk- und Radar- 
anlagen, die die auszubildenden Personen gege- 
benenfalls zu verwenden haben werden; 

g) Sicherheit auf See und Sicherheit bei der Hand- 
habung der Fanggeräte, einschließlich von Lehr- 
stoffen wie Stabilität, Vereisungswirkungen, 
Brandbekämpfung, Wasserdichtigkeit, persönliche 
Sidierheit, Schutzvorrichtungen an Geräten und 
Maschinen, Maßnahmen zur Sicherung der Take- 
lung, Sicherheit im Maschinenraum, Bedienung 
der Rettungsboote, Verwendung von Schlauch- 
flößen, Erste Hilfe, Krankenpflege und ver- 
wandte Fächer; 

h) theoretische Fächer von Bedeutung für die Fi- 
scherei, einschlreßlich Meeresbiologie und Ozea- 
nographie, die es den auszubildenden Personen 
gestatten, eine breite Grundlage für eine auf den 
beruflichen Aufstieg oder den Übertritt in einen 
anderen Fischereiberuf oder eine andere Fische- 
reiart gerichtete Fortbildung und Ausbildung zu 
erwerben; 

i) allgemeinbildende Fächer, dis in begrenzterem 
Maße audi im Rahmen von Kurzlehrgängen vor- 
gesehen sein können; 

j) Bedienung, Instandhaltung und Instandsetzung 
von Kühlanlagen, Feuerlöschanlagen, Deck- und 
Netzwinden und anderen mechanisdien Geräten 
an Bord von Fischereifahrzeugen; 

k) Grundkenntnisse bezüglich der elektrischen Anla- 
gen an Bord sowie Instandhaltung und Instand- 
setzung der elektrischen Maschinen und Geräte 
auf Fischereifahrzeugen; 

l) Hygiene und Leibeserziehung, insbesondere 
Sdiwimmen, sofern die Natur der Ausbildungs- 
einriditungen es gestattet; 

m) Speziallehrgänge für Decks- und Maschinendienst 
und andere Fächer nach der Grundausbildung in 
der Fisdierei. 
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11. (1) Soweit durchführbar und angebracht, soll- 
ten gesamtstaatliche Normen für Befähigungsnach- 
weise oder Diplome aufgestellt werden, die den 
Inhaber berechtigen, den Dienst eines Schiffsführers 
(verschiedene Grade), Steuermanns (verschiedene 
Grade), Maschinisten (verschiedene Grade), Fisdie- 
reitechnikers (verschiedene Grade), Bootsmanns, Fi- 
schereimatrosen (verschiedene Grade), Kochs oder 
sonstigen Mitglieds des Decks- oder Maschinendien- 
stes auszuüben. 

(2) Die Ausbildungsprogramme sollten hauptsäch- 
lich darauf gerichtet sein, die auszubildenden Perso- 
nen auf die Erlangung des Befähigungsnachweises 
vorzubereiten, und sollten unmittelbar auf die ge- 
samtstaatlichen Normen für Befähigungsnachweise 
bezogen sein; sie sollten dabei das Mindestalter und 
die Mindestberufserfahrung berücksichtigen, die von 
den zuständigen Stellen in bezug auf die verschie- 
denen Grade der Befähigungsnachweise festgelegt 
worden sind. 

(3) Sind keine innerstaatlichen Befähigungsprüfun- 
gen vorgesehen oder sind sie nicht für die betreffen- 
den Aufgaben vorgesehen, so sollten die auszubil- 
denden Personen dennoch durch Lehrgänge auf be- 
stimmte Aufgaben, wie sie weiter oben aufgezählt 
werden, vorbereitet werden. Alle auszubildenden 
Personen sollten bei erfolgreichem Abschluß eines 
solchen Lehrgangs ein Diplom für den Lehrgang er- 
halten, an dem sie teilgenommen haben. 

12. (1) Es sollten Ausbildungsprogramme zur 
Verfügung stehen, in deren Rahmen Fischer in den 
Aufgaben von Schiffsführern und Maschinisten auf 
allen in der Fischereiflotte des betreffenden Landes 
verwendeten Fahrzeugtypen, einschließlich größerer 
Hochseefahrzeuge, ausgebildet werden können. 

(2) Wo es angesichts der Art der verwendeten 
Fischereifahrzeuge zweckmäßig erscheint, sollten 
höhere Lehrgänge in Fischereikunde und Nautik 
veranstaltet werden, und zwar auf dem gleichen 
Stand, den die Ausbildungsprogramme für Offiziere 
der Handelsschiffahrt aufweisen; sie sollten aber 
eine Ausbildung in Fächern vermitteln, die den Be- 
dürfnissen der Fischerei entsprechen. 

13. Die Ausbildung sollte lange genug dauern, 
um es den auszubildenden Personen zu gestatten, 
den vermittelten Lehrstoff aufzunehmen, und sollte 
unter anderem nach folgenden Gesichtspunkten be- 
stimmt werden: 

a) dem für den Beruf, für den der Lehrgang be- 
stimmt ist, erforderlichen Ausbildungsgrad ? 

b) der Allgemeinbildung und dem Lebensalter, die 
für die Teilnahme am Lehrgang erforderlich 
sind; 

c) der von den auszubildenden Personen bereits 
erworbenen praktischen Erfahrung; 

d) der Dringlichkeit, die der Heranbildung geschul- 
ter Fischer für das betreffende Land zukommt, 
wobei jedoch angemessene Ausbildungsnormen 
eingehalten werden sollten. 


14. (1) Das Lehrpersonal sollte aus Personen mit 
umfassender Allgemeinbildung, theoretischer Fach- 
bildung und befriedigender praktischer Erfahrung 
im Fischereiwesen bestehen. 

(2) Ist es nicht möglich, Lehrkräfte zu verpflich- 
ten, die diese Voraussetzungen erfüllen, so sollten 
Personen mit praktischer Erfahrung im Fischereiwie- 
sen beschäftigt werden, die im Besitz der entspre- 
chenden Befähigungsnachweise sind. 

(3) Ist es nicht möglich, Lehrkräfte mit prakti- 
scher Erfahrung im Fischereiwesen hauptberuflich 
zu verpflichten, so sollten Personen mit befriedigen- 
der praktischer Erfahrung im Fischereiwesen nebem- 
beruflich beschäftigt werden. 

(4) Das Lehrpersonal sollte pädagogische Fähig- 
keiten besitzen und eine angemessene pädagogische 
Ausbildung durch die für das Unterrichtswesen zu- 
ständigen Stellen erhalten. 

Vorberuf liehe Ausbildung 

15. In Fischergemeinden sollten im Einklang mit 
den Bestimmungen des Übereinkommens über das 
Mindestalter (Fischer), 1959, Maßnahmen getroffen 
werden, um Schulkindern, soweit dies mit den all- 
gemeinen Verhältnissen des Landes vereinbar ist, 
eine vorberufliche Ausbildung zu vermitteln, die 
eine Unterweisung in den Grundkenntnissen der 
praktischen Seemannschaft, den wichtigsten Techni- 
ken der gewerbsmäßigen Fischerei und den wichtig- 
sten Grundsätzen der Nautik umfaßt. 

Kurzlehrgänge für berufstätige Fischer 

16. Berufstätigen Fischern sollten Lehrgänge 
offenstehen, die es ihnen ermöglichen, ihre theore- 
tischen und praktischen Fachkenntnisse zu erwei- 
tern, mit den verbesserten Methoden des Fischfangs 
und der Nautik vertraut zu bleiben und berufliche 
Aufstiegsmöglichkeiten wahrzunehmen. 

17. (1) Die Lehrgänge für berufstätige Fischer 
sollten ausdrücklich darauf abzielen, 

a) die langfristigen Grundlehrgänge durch eine 
Spezialausbildung für den beruflichen Aufstieg 
zu ergänzen; 

b) die Fischer in Fangtechniken, die in ihrem Ge- 
biet neu eingeführt werden, sov/ie in der Bedie- 
nung, Instandhaltung und Instandsetzung neu- 
artiger Maschinen oder Geräte und gegebenen- 
falls in der Herstellung dieser Geräte auszubil- 
den; 

c) den Fischern, die nicht in der Lage waren, an 
langfristigen Grundlehrgängen teilzunehmen, 
eine Ausbildung auf allen Stufen zu vermitteln; 

d) Fischern in den Entwicklungsländern eine be- 
schleunigte Ausbildung zu vermitteln. 

(2) Die Lehrgänge sollten von kurzer Dauer sein 
und die langfristige Grundausbildung nicht ersetzen, 
sondern ergänzen. 
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18. Die Lehrgänge, die in Form von Wanderlehr- 
gängen abgehalten werden können, wobei Ausbil- 
der und Anschauungsmaterial in Fischereizentren 
eingesetzt werden, sollten insbesondere Programme 
folgender Art umfassen: 

a) Abendkurse; 

b) Saisonkurse, die in den Sturmmonaten oder in 
Zeiten geringerer Fangtätigkeit abgehalten Wier- 
de n; oder 

c) Tageskurse, zu deren Besuch die Fischer ihre 
Beschäftigung vorübergehend für kurze Zeit un- 
terbrechen. 

19. (1) Es sollten alle geeigneten Maßnahmen ge- 
troffen werden, um es berufstätigen Fischern zu er- 
möglichen, an Kurzlehrgängen an Land teilzuneh- 
men. 

(2) Für die Dauer ihrer Teilnahnre an Kurzlehr- 
gängen sollten die berufstätigen Fischer eine ange- 
messene Verdienstausfallsentschädigung erhalten. 

20. Genügen die langfristigen Lehrgänge und die 
Kurzlehrgänge für berufstätige Fischer den AusbiT 
dungsbedürfnissen nicht, so können diese Lehr- 
gänge, besooiders in entlegenen Gebieten, ergänzt 
werden durch 

a) eigene Rundfunk- und Fernsehkurse und -Pro- 
gramme, die Informationen über die Fischerei 
bringen; 

b) Fernunterrichtskurse, die den Bedürfnissen der 
berufstätigen Fischer besonders angepaßt und so 
gestaltet sind, daß sie von Studiengruppen in 
Verbindung mit gelegentlichen Vorträgen oder 
dem Besuch einer Berufsschule benutzt werden 
können; 

c) regelmäßige Besuche von Forschern und Ausbil- 
dern ln Fischergemeinden. 


IV. Ausbildungsinethoden 

21. Für die Ausbildung von Fischern sollten die 
Methoden gewählt werden, die bei Berücksichtigung 
der Natur der Lehrgänge, der beruflichen Erfah- 
rung, der Allgemeinbildung und des Alters der aus- 
zubildonden Personen sowie der zur Verfügung 
stehenden Anschauungsmaterialien und Geldmittel 
den besten Erfolg versprechen. 

22. Die praktische Ausbildung, bei der sich die 
auszubildenden Personen selbst betätigen, sollte 
ein wichtiger Bestandteil jedes Ausbildungspro- 
graniins für Fischer sein. 

23. (1) Fischereischulfahrzeuge zur praktischen 
Ausbildung in der Fangtechnik, der Nautik, der See- 
mannschaft, der Bedienung der Maschinen und in 
anderen Fächern sollten von allen Ausbildungsan- 
stalten für Nachwuchskräfte in der Fischerei benutzt 
werden. Diese Fahrzeuge sollten wirkliche Fänge 
ausführen. 


(2) Wo immer dies möglidi ist, sollten Schulfahr- 
zeuge Fachschulen angegliedert sein, die eine Aus- 
bildung für Fortgeschrittene vermitteln. 

24. (1) In den Lehrgängen sollte Anschauungsma- 
terial, wie z. B. Maschinen, Fanggeräte, Modelle von 
Fischerbooten, Werkstattausrüstungen und Naviga- 
tionshilfen, verwendet werden. 

(2) Dieses Material sollte in Zusammenarbeit mit 
Fischereiforschungsanstalten zusammengestellt wer- 
den und, wo immer dies möglich ist, die neuesten 
Fanggeräte und Navigationshilfen einsdiließen. 

(3) Bei der Auswahl dieses Materials sollten Ge- 
räte, Boote und Maschinen in Betracht gezogen 
werden, die die auszubildenden Personen gegebe- 
nenfalls zu verwenden haben v/erden. 

(4) Filme und andere audiovisuelle Unterrichts- 
mittel sollten, wenngleich sie in einigen Fällen nütz- 
lich sein können, kein Ersatz für Anschauungsmate- 
rial sein, bei dessen Verwendung die auszubilden- 
dcn Personen sich selbst aktiv betätigen. 

(5) Für die auszubildenden Personen sollten Be- 
sichtigungen von Fischereifahrzeugen mit modernen 
oder Spezialanlagen, von Fisdiereiforschungsanstal- 
ten und von Fischereizentren veranstaltet werden, 
die in einer anderen Gegend als die Schule liegen. 

25. Die praktische Ausbildung kann audi durch 
die Teilnahme an Fangreisen auf See an Bord von 
Fahrzeugen der gewerbsmäßigen Fischerei vermit- 
telt werden. 

26. Der im Rahmen eines Lehrgangs erteilte 
theoretische Unterricht, einschließlich der allgemein- 
bildenden Fächer, sollte mit den Kenntnissen und 
Fertigkeiten, die von Fischern gefordert werden, in 
einem unmittelbaren Zusammenhang stehen und so- 
weit wie möglich in die praktische Ausbildung ein- 
gegliedert sein. 


V. Internationale Zusammenarbeit 

27. (1) Die einzelnen Länder sollten bei der For- 
derung der beruflichen Ausbildung der Fischer, ins- 
besondere in Entwidclungsländern, Zusammenarbei- 
ten. 

(2) Die Zusammenarbeit kann je nach Sachlage 
darin bestehen, daß 

a) mit Hilfe internationaler Organisationen oder 
anderer Länder Lehrkräfte zur Schaffung und 
Verbesserung von Ausbildungseinrichtungen für 
Fischer angeworben und ausgebildet werden; 

b) zusammen mit anderen Ländern gemeinsame 
Ausbildungseinrichtungen oder gemeinsame 
Fischsreiforschungsanstalten errichtet werden; 

c) Ausbildungsgelegenheiten für hierzu ausge- 
wählte auszubildende Personen oder angehende 
Ausbilder aus anderen Ländern zur Verfügung 
gestellt und auszubildende Personen oder ange- 
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hende Ausbilder zur Ausbildung in andere Län- 
der geschickt werden; 

d) Vorkehrungen für einen internationalen Per- 
sonalaustausch und die Abhaltung von interna- 
tionalen Seminaren und Arbeitsgemeinschaften 
getroffen werden; 

e) Fischereischulen anderer Länder Ausbilder zur 
Verfügung gestellt werden. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zur Empfehlung 126 


Die Empfehlung soll die berufliche Ausbildung zur 
Arbeit an Bord von Seefischereifahrzeugen fördern. 
Sie soll insbesondere dazu beitragen, daß die Aus- 
bildung der Fischer der Ausbildung für Berufe in 
anderen Wirtschaftszweigen gleichwertig ist. Die da- 
zu geforderten Maßnahmen sind in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu einem großen Teil verwirklicht. 
Einzelne Absätze der Urkunde beziehen sich auf 
weniger entwickelte Gebiete und sind daher für die 
Bundesrepublik Deutschland nur im Rahmen der 
Entwicklungshilfe von Bedeutung. 

Im einzelnen behandelt die Empfehlung im An- 
schluß an den allgemeinen Abschnitt I (Geltungs- 
bereich und Begriffsbestimmungen) zunächst in Ab- 
schnitt II die innerstaatliche Planung und Verwal- 
tung der Ausbildung. Sie fordert dazu eine ausrei- 
chende Vorsorge für die Ausbildung der Fischer auf 
der Grundlage eines gesamtstaatlichen Programms, 
das in Zusammenarbeit mit den zuständigen Sozial- 
partnern und sonstigen fachlich beteiligten Stellen 
ausgearbeitet werden soll. Weitere Forderungen 
betreffen die Unterrichtung aller interessierten 
Kreise über die bestehenden AusbildungsmÖglidi- 
keiten, die planmäßige Finanzierung der Ausbildung 
und schließlich den Erlaß von Ausbildungsnormen, 
die die Bedingungen für die Zulassung zur Ausbil- 
dung, deren Dauer, die Lehrfächer, den Umfang der 
praktischen Ausbildung und die Art der Abschluß- 
prüfungen festlegen sollen. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind diese For- 
derungen im wesentlichen erfüllt. Die Verordnung 
über die Besetzung der Kauffahrteischiffe mit Kapi- 
tänen und Schiffsoffizieren (Schiffsbesetzungsord- 
nung) vom 29. Juni 1931 (RGBl. II S 517), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 8. Januar 1960 
(BGBl. II S. 147), enthält ausführliche, auch für den 
Bereich der Fischerei geltende Bestimmungen über 
die Ausbildung der Kapitäne, Steuerleute und Ma- 
schinisten. Darin sind u. a. die Bedingungen für die 
Zulassung zur Ausbildung, Art und Dauer der prak- 
tischen und theoretischen Ausbildung, die Voraus- 
setzungen für die Zulassung zu den Abschlußprüfun- 
gen und für die Ausstellung von Zeugnissen der 
verschiedenen Befähigungsstufen geregelt. Die Frage 
des Erlasses ähnlicher Vorschriften für die Ausbil- 
dung zum Matrosen wird gegenwärtig geprüft. 
Rechtsverordnungen, die Anforderungen an die Aus- 
bildung und fachliche Befähigung der in der Fische- 
rei Beschäftigten festlegen, ergehen erst nach Bera- 
tung mit den zuständigen Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbänden. Die Unterrichtung der Bewerber 
und möglicher Interessenten über die Ausbildungs- 
wege und die beruflichen Möglichkeiten in der 
Fischerei erfolgt im Rahmen der Berufsberatung der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung sowie durch Veröffentlichungen 
der Reedereiverbände und der zuständigen Gewerk- 
schaften. 


Für die theoretische Ausbildung unterhalten die 
Küstenländer Seefahrt- und Seemaschinistenschulen. 
Deren Zulassungsbedingungen und Lehrpläne ent- 
halten die in der Empfehlung geforderten Ausbil- 
dungsnormen. Sie werden von der Ständigen 
Arbeitsgemeinschaft der Küstenländer für das See- 
fahrt-, Schiffsingenieur- und Seemaschinistenschul- 
wesen unter Mitwirkung des Bundesministers für 
Verkehr aufgestellt und ständig neuen Anforderun- 
gen angepaßt. 

Durch die erwähnten ausführlichen Bestimmungen 
der Schiffsbesetzungsordnung sowie die Zulassungs- 
bedingungen, die Lehrpläne und die Verwaltung der 
Seefahrt- und Seemaschinistenschulen wird in der 
Bundesrepublik Deutschland im wesentlichen auch 
dem Abschnitt III der Empfehlung entsprochen, so- 
weit sich dessen Anforderungen auf die Lehrfächer 
im einzelnen, die Befähigungsnachweise, die Aus- 
bildungsdauer und die fachliche Eignung der Lehr- 
kräfte beziehen. Eine besondere vorberufliche Aus- 
bildung für Schulkinder in Fischereigemeinden, wie 
sie in Nr. 15 der Empfehlung angeregt wird, gibt es 
dagegen in der Bundesrepublik Deutschland nicht. 
Ebenso werden keine Kurzlehrgänge für berufstä- 
tige Fischer (Nr. 16 ff. der Empfehlung) durchge- 
führt. Fortbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten er- 
geben sich für die in der Fischerei Besdiäftigten viel- 
mehr daraus, daß sie nach der vorgeschriebenen 
praktischen Tätigkeit Schullehrgänge, auch weiter- 
führende, besuchen und nach deren erfolgreichem 
Abschluß Befähigungszeugnisse erwerben können, 
die sie für höhere und höchste Stellungen an Bord 
qualifizieren. 

Abschnitt IV behandelt die Ausbildungsmethoden 
und unterstreicht dabei insbesondere die Wichtig- 
keit der praktischen Ausbildung. Empfohlen wird 
zunächst das in vielen Ländern übliche Verfahren, 
nach dem die theoretische Ausbildung vor der 
eigentlichen Seefahrtzeit erfolgt; dabei muß auf 
Fischereischulfahrzeuge besonderer Wert gelegt 
werden. Das umgekehrte Verfahren wird anschlie- 
ßend in Nr. 25 der Empfehlung als gleichwertige 
Möglichkeit genannt: Die praktische Ausbildung 
kann auch durch die Teilnahme an Fangreisen an 
Bord von Fahrzeugen der gewerbsmäßigen Fische- 
rei vermittelt werden. Dieses Verfahren wird in der 
Bundesrepublik Deutschland angewandt, indem zu 
den vorgeschriebenen Lehrgängen nur zugelassen 
wird, wer in längerer, durch die Schiffsbesetzungs- 
ordnung im einzelnen festgelegter Seefahrtzeit aus- 
reichende praktische Erfahrungen gesammelt hat. 
Zum Teil ist auch die Zulassung zu weiterführenden 
Lehrgängen (z. B. zum Kapitän in Großer Hochsee- 
fischerei) von der Ableistung einer sog. Zwischen- 
fahrtzeit abhängig. 

Abschnitt V empfiehlt eine internationale Zusam- 
I menarbeit bei der Förderung der beruflichen Aus- 
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bildung der Fischer, insbesondere zugunsten der 
Entwicklungsländer, und nennt dazu eine Reihe 
möglicher Maßnahmen. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land fördert im Rahmen der Technischen Hilfe die 
Ausbildung von Fischern durch Errichtung von 
fischwirtschaftlichen Mustereinrichtungen in Ent- 
wicklungsländern, durch Entsendung von Sachver- 
ständigen zur Planung, Beratung und Begutachtung 
von Fragen der Fischerei und Fischverwertung in 
Entwicklungsländern und durch Ausbildung von 
Angehörigen der Entwicklungsländer in Deutsch- 
land. Darüber hinaus können Angehörige fremder 
Staaten, insbesondere auch der Entwicklungsländer, 
zu den deutschen Seefahrt- und Seemaschinisten- 
schulen zugelassen werden, wenn sie die notwen- 
dige praktische Vorbildung besitzen und sprachlich 
in der Lage sind, dem Unterricht zu folgen. 

Die Bundesregierung wird die Forderungen der 
Empfehlung bei zukünftigen Änderungen oder Er- 
gänzungen des Berufsausbildungsrechts in der See- 
schiffahrt berücksichtigen. Da einzelne Forderungen 
die Aufgaben der für das Schulwesen zuständigen 
Länder betreffen, wird die Empfehlung auch diesen 
zugeleitet. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 127 


Empfehlung betreffend die Rolle 
der Genossenschaften in der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung der Entwicklungsländer 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

1. Juni 1966 zu ihrer fünfzigsten Tagung zusammen- 
getreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Rolle der Genossenschaften in 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der 
Entwicklungsländer, eine Frage, die den vierten Ge- 
genstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 21. Juni 1966, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Genossenschaften (Entwicklungsländer), 
1966, bezeichnet wird. 


1. Geltungsbereich 

1. Diese Empfehlung gilt für alle Arten von Ge- 
nossenschaften, einschließlich Konsumgenossen- 
schaften, Genossenschaften für Bodenverbesserung, 
landwirtschaftliche Produktiv- und Verwertungsge- 
nossenschaften, ländliche Bezugs- und Absatzgenos- 
senschaften, Fischergenossenschaften, Betriebs- und 
Dienstleistungsgenossenschaften, Handwerkerge- 
nossenschaften, gewerbliche Produktivgenossen- 
schaften, Arbeiterwerkgenossenschaften, Spar- und 
Kreditgenossenschaften und Genossenschaftsban- 
ken, Wohnungsbaugenossenschaften, Transportge- 
nossenschaften, Versicherungsgenossenschaften und 
Gesundheitsfürsorge-Genossenschaften. 


II. Die Ziele der Politik auf dem Gebiet 
des Genossenschaftswesens 

2. Die Gründung und das Wachstum von Genos- 
senschaften sollten als eines der wichtigsten Mittel 
der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Ent- 
wicklung sowie des menschlichen Fortschritts in den 
Entwicklungsländern betrachtet werden. 

3. Genossenschaften sollten insbesondere ge- 
gründet und ausgebaut werden, um als ein Mittel 
dafür zu dienen. 


a) die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Lage 
von Personen, deren Mittel und Möglichkeiten 
begrenzt sind, zu verbessern und ihre Initiative 
zu fördern; 

b) das persönliche und das Volksvermögen zu ver- 
mehren durch die Förderung der Spartätigkeit, 
die Beseitigung des Wuchers und die vernünf- 
tige Verwendung von Krediten; 

c) der Wirtschaft ein stärkeres Element der demo- 
kratischen Kontrolle der Wirtschaftstätigkeit und 
der gerechten Aufteilung der Überschüsse zuzu- 
führen; 

d) das Volkseinkommen, die Ausfuhrerträge und 
die Beschäftigung durch eine intensivere Nut- 
zung der verfügbaren Mittel zu heben, z. B. 
durch die Durchführung von Agrarreform- und 
Siedlungsprogrammen, um neue Gebiete für die 
Produktion zu erschließen, sowie durch die Ent- 
wicklung moderner, vorzugsweise breit gestreu- 
ter Industrien zur Verarbeitung der an Ort und 
Stelle vorhandenen Rohstoffe; 

e) die sozialen Verhältnisse zu verbessern und die 
Sozialdienste, z. B. im Wohnungsbau und gege- 
benenfalls im Gesundheits-, Erziehungs- und 
Verkehrswesen, zu ergänzen? 

f) bei der Hebung der allgemeinen und fachlichen 
Kenntnisse ihrer Mitglieder mitzuhelfen. 

4. Die Regierungen der Entwicklungsländer soll- 
ten zugunsten der Genossenschaften eine Politik der 
Hilfe und Förderung in wirtschaftlicher, finanzieller, 
technischer, gesetzgeberischer und anderer Hinsicht 
festlegen und durchführen, ohne deren Unabhängig- 
keit zu beeinträchtigen. 

5. (1) Bei der Ausarbeitung einer solchen Politik 
sollten die wirtschaftlichen und sozialen Verhält- 
nisse, die verfügbaren Mittel und die Rolle, die die 
Genossenschaften in der Entwicklung des betreffen- 
den Landes spielen könnten, berücksichtigt werden. 

(2) Diese Politik sollte in die Entwicklungspläne 
eingegliedert werden, soweit dies mit den wesent- 
lichen Merkmalen der Genossenschaften vereinbar 
ist. 

6. Diese Politik sollte periodisch überprüft und 
den wechselnden sozialen und wirtschaftlichen Be- 
dürfnissen sowie dem technischen Fortschritt ange- 
paßt werden. 
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7. Die bestehenden Genossenschaften sollten an 
der Festlegung und wenn möglich an der Durchfüh- 
rung einer solchen Politik beteiligt werden. 

8. Die Genossenschaftsbewegung sollte ermutigt 
werden, bei der Ausarbeitung und, wo dies ange- 
bracht ist, bei der Durchführung dieser Politik die 
Zusammenarbeit mit Organisationen anzustreben, 
die gleichartige Ziele verfolgen. 

9. (1) Die in Betracht kommenden Regierungen 
sollten die Genossenschaften auf der gleichen 
Grundlage wie andere Unternehmen an der Aufstel- 
lung innerstaatlicher Wirtschaftspläne und an ande- 
ren allgem'einen Wirtschaftsmaßnahmen beteiligen, 
zumindest in allen Fällen, in denen solche Pläne 
und Maßnahmen Auswirkungen auf die Tätigkeit 
der Genossenschaften haben können. Die Genossen- 
schaften sollten ferner an der Durchführung solcher 
Pläne und Maßnahmen beteiligt werden, soweit dies 
mit ihren wesentlichen Merkmalen vereinbar ist. 

(2) Für die in den Absätzen 7 und 9 (1) dieser 
Empfehlung angeführten Zwecke sollten Genossen- 
schaftsverbände ermächtigt sein, die ihnen ange- 
schlossenen Genossenschaften auf örtlicher, regio- 
naler und gesamtstaatlicher Ebene zu vertreten. 


III. Methoden für die Durchführung einer Politik 
auf dem Gebiet des Genossenschaftswesens 

A. Gesetzgebung 

10. Alle geeigneten Maßnahmen, einschließlich 
der Anhörung bestehender Genossenschaften, soll- 
ten getroffen werden, 

a) um Bestimmungen in der Gesetzgebung festzu- 
stellen und aufzuheben, die sich auf die Entwick- 
lung der Genossenschaften in unbilliger Weise 
hemmend auswirken können, weil sie entweder 
eine Diskriminierung darstellen, z. B. in bezug 
auf Besteuerung, Lizenzerteilung und Kontingen- 
tierung, oder weil sie der Eigenart der Genossen- 
schaften und den ihre Tätigkeit bestimmenden 
besonderen Regeln nicht Rechnung tragen; 

b) um die Aufnahme solcher Bestimmungen in die 
künftige Gesetzgebung zu vermeiden; 

c) um die Steuergesetzgebung den besonderen Ver- 
hältnissen der Genossenschaften anzupassen. 

11. Eine besondere Gesetzgebung sollte die Grün- 
dung und Funktionsweise der Genossenschaften 
regeln und ihre Recht schützen, ihre Tätigkeit zumin- 
dest unter den gleichen Bedingungen wie andere 
Unternehmensformen auszuüben. Diese Gesetzge- 
bung sollte vorzugsweise auf alle Genossenschafts- 
arten Anwendung finden. 

12. (1) Eine solche Gesetzgebung sollte auf 
jeden Fall Bestimmungen über die folgenden Ange- 
legenheiten enthalten: 

a) eine Begriffsbestimmung oder Beschreibung der 
Genossenschaft, die ihre wesentlichen Merkmale 


hervorhebt, nämlich daß diese eine Personen- 
gemeinschaft ist, deren Mitglieder sich freiwillig 
zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks durch 
die Biildung eines demokratisch geleiteten Unter- 
nehmens zusammengeschlossen haben, wobei sie 
einen 'angemessenen Beitrag zu dem benötigten 
Kapital leisten und in gerechter Weise an den 
Risiken und Erträgnissen des Unternehmens be- 
teiligt isind, an dessen Tätigkeit sie aktiv teil- 
nehmen; 

b) eine Beschreibung der Ziele einer Genossen- 
schaft und der Verfahren für lihre Gründung und 
Eintragung, für die Änderung ihrer Satzungen 
und für ihre Auflösung-, 

c) die Beitrittsbedingungen, wie der Höchstbetrag 
jedes Genossenschaftsanteils, gegebenenfalls die 
Höhe des bei Zeichnung des Anteils einzuzahlen- 
den Betrags, die vorgeschriebenen Fristen für die 
Entrichtung des restlichen Anteils sowie 'die in 
den Satzungen der Genossenschaften näher fest- 
zulegenden Rechte und Pflichten der Mitglieder^ 

d) die Methoden der Verwaltung, der Geschäfts- 
führung und der dnternen Rechnungsprüfung und 
die Verfahren für die Bestellung und die Tätig- 
keit der verantwortlichen Organe; 

e) den Schutz der Bezeichnung „Genossenschaft“; 

f) Bestimmungen mit dem Zweck, das Revisions- 
wesen und die Beratung der Genossenschaften 
zu organisieren und die Durchführung der Ge- 
setzgebung zu gewährleisten. 

(2) Die von der Gesetzgebung vorgesehenen Ver- 
fahren, vor allem im Zusammenhang mit der Ein- 
tragung, sollten möglichst einfach und leicht durch- 
führbar sein, ISO daß sie die Gründung und Entwick- 
lung von Genossenschaften nicht behindern. 

13. Die Genossenschaftsgesetzgebung sollte den 
Genossenschaften gestatten, sich zu Verbänden zu- 
sammenzuschließen. 


jB. Unterricht und Ausbildung 

14. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um 
die Bevölkerung in den Entwicklungsländern mit 
den den Genossenschaften eigenen Grundsätzen, 
Methoden, Möglichkeiten und deren Grenzen mög- 
lichst vertraut zu machen. 

15. Ein geeigneter Unterricht auf diesem Gebiet 
sollte nicht nur in genossenschaftlichen Schulen und 
anderen spezialisierten Anstalten erteilt werden, 
sondern auch in Bildungsanstalten wie z. B. den 
folgenden: 

a) Universitäten und höhere Lehranstalten; 

b) Lehrerseminare; 

c) landwirtschaftliche und andere berufsbildende 
Schulen sowie Einrichtungen für Arbeiterbildung; 

d) weiterführende Schulen; 

e) Grundschulen. 


25 



Drucksache V/2422 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


16. (1) Die Bildung und Tätigkeit von Schüler- 
und Studentengenassenschaften sollten gefördert 
werden, um iden Schülern und Studenten praktische 
Erfahrungen mit genossenschaftlichen Grundsätzen 
und Methoden zu vermitteln. 

(2) Desgleichen sollten die Arbeitnehmerver- 
bände und (die Handwerkervereinigungen bei der 
Durchführung von Plänen zur Förderung der Genos- 
(senschaften ermutigt und untierstützt werden. 

17. Es isollton Maßnahmen getroffen werden, vor 
I allem auf örtlicher Ebene, um die erwachsene Be- 
völkerung mit den Grundsätzen, Methoden und 
Mög^lichkeiten der Genossenschaften vertraut zu 
machen. 

18. Von den nachstehend angeführten Unter- 
richtsmitteln sollte voller Gebrauch gemacht wer- 
den: Handtücher, Vorträge, Seminare, Studien- und 
Diskussionsgruppen, Wanderlehrkräfte, Besichti- 
gungen von Genossenschaftsbetrieben, Presse, Film, 
Rundfunk- und Fernsehsendungen sowie sämtliche 
anderen Maissenkommunikationsmittel. Diese isoll- 
ten den Desoinderheiten jedes Landes angepaßt wer- 
den. 

19. (1) Es sollten Vorkehrungen getroffen wer- 
den, um Personen, die später als Führungskräfte 
Older Angestellte oder lals Berater oder Publizisten 
von Genossenschaften tätig sein werden, und nöti- 
genfälls auch Personen, die bereits mit Aufgaben 
dieser Art betraut sind, sowohl eine geeignete fach- 
liche Ausbildung als auch eine Ausbildung in den 
Grundsätzen und Methoden des Genossenschafts- 
wes eins zu vermitteln. 

(2) Wo die vorhandenen Einrichtungen nicht aus- 
reichen, sollten spezialisierte Schulen geschaffen 
werden, an denen eine solche Ausbildung mit Hilfe 
von Unterrichts hilfen, die den Bedürfnissen jedes 
Landes nngepaßt sind, durch Fachlehrkräfte oder 
Führungskräfte des Genossenschaftswesens vermit- 
telt werden sollte. Können solche spezialisierten 
Anstalten nicht errichtet werden, so sollten Sonder- 
lehrgänge über das Genossenschaftswiesen vorge- 
sehen werden, und zwar entweder in Form von 
Fernkursen oder an Anstalten wie Buchhaltungs-, 
Verwaltungs- oder Handelsschulen. 

(3) Die Durchführung besonderer Programme der 
praktischen Ausbildung sollte eines der Mittel dar- 
stellen, die zum Unterricht, zur Ausbildung und 
Fortbildung der Genassenschaftsmitglieder beitra- 
gen; diese besonderen Programme sollten die ört- 
lichen Verhältnisse auf kulturellem Gebiet sowie die 
Notwendigkeit berücksichtigen, die Kenntnis des 
Lesens und Schreibens und der Grundelemente des 
Rechnens zu verbreiten. 

C. Hilfe an Genossenschaften 
Finanzielle Hilfe 

20. (1) Den Genossenschaften, die ihre Tätig- 
keit lauf nehmen oder ideren Erweiterung oder Um- 
stellung auf finanzielle Schwierigkeiten stößt, sollte 


erforderlichenfalls finanzielle Hilfe von dritter Seite 
gewährt wierden, 

(2) Diese Hilfe sollte mit keinen der Unabhän- 
gigkeit oder den Interessen der Genossenschaften 
zuwiderlaufenden Verpflichtungen verbunden und 
so beschaffen sein, duß sie als Ansporn und nicht 
als Ersatz für idie eigene Initiative und Anstrengung 
der Genossenschaftsmütglieder wirkt. 

21. (1) Die Hilfe sollte In Form von Darlehen 
oder Kreditgarantien gewährt werden. 

(2) Ferner können Zuschüsse und Steuerermäßi- 
gungen oder ^befreiungen gewährt werden, insbe- 
sondere als Finanzierungsbeitrag für 

a) Werbe-, Förderungs- und Erziehungsakbionen; 

b) die Ausführung von genau bezeichneten gemein- 
nützigen Aufgaben. 

22. Kann idie finanzielle Hilfe nicht von der Ge- 
nossenschaftsbewegung gewährt werden, so sollte 
sie vorzugsweise vom Staat oder von anderen 
öffentlichen Stellen geleistet werden; im Bedarfs- 
fall könnte sie auch von privaten Einrichtungen ge- 
währt werden. Für eine Koordinierung dieser Hilfe 
sollte zur Vermeidung von Doppelgleisigkeiiten und 
der Zersplitterung von Geldern gesorgt werden. 

23. (1) Zuschüsse und Steuerermäßigungen oder 
-befreiungen söllten von ider innerstaatlichen Ge- 
setzgebung festgesetzten Bedingungen unterliegen, 
insbesondere was die Verwendung und die Höhe 
der zur Verfügung gestellten Mittel betrifft; die 
Bedingungen für die Gewährung von Darlehen und 
Kreditgarantien können ln jedem Einzelfall festge- 
setzt werden. 

(2) Die zuständige Stelle sollte dafür sorgen, daß 
die Verwendung der fiinanziellen Hilfe und die 
Rückzahlung von Darlehen angemessen überwacht 
werden. 

24. (1) Die den Genossenschaften aus öffent- 
lichen oder halböffentlichen Mitteln gewährte finan- 
zielle Hilfe sollte über eine nationale Genossen- 
schaftsbank oder in deren Ermangelung über eine 
ähnliche zentrale Genossenschaftseinrichtung gelei- 
tet werden, die in der Lage ist, die Verantwortung 
für die Verwendung dieser Hilfe und gegebenen- 
falls für deren Rückzahlung zu übernehmen; bis zur 
Schaffung solcher Einrichtungen könnte die finan- 
zielle Hilfe den Genossenschaften direkt gewährt 
werden. 

(2) Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Ab- 
satzes 20 (2) dieser Empfehlung könnte die aus pri- 
vaten Quellen stammende finanzielle Hilfe den Ge- 
nossenschaften direkt gewährt werden. 

Ve r wal tungsh i 1 f e 

25. Es ist zwar unerläßlich, daß die Geschäfts- 
führung und Verwaltung der Genossenschaften von 
Anfang an in den Händen der Mitglieder und der 
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von lihnen gewählten Personen liiegt, doch sollte die 
zuständige Stelle in geeigneten Fällen, in der Regel 
aber nur während einer Anlaufzeit, 

a) den Genosseniscbaften helfen, /sachkundiges Per- 
sonal 'anzustellen und zu entlohnen; 

b) den Genossenschaften sachkunidige Personen zur 
Anleitung und Beratung zur Verfügung stellen. 

26. (1) Im allgemeinen sollten die Genossen- 
schaften die Möglichkeit haben, in allen die Ver- 
waltung, die Geschäftsführung und die technischen 
Probleme betreffenden Fragen Anleitungen und Rat- 
schläge zu erhalten, die auf ihre Selbständigkeit und 
die Verantwortung ihrer Mitglieder, ihrer Organe 
und ihres Personals Bedacht nehmen. 

(2) Solche Anleitungen oder Ratschläge sollten 
vorzugsweise von einem Genossenschaftsverband 
oder von ider zuständigen Stelle erteilt werden. 

D. Aufsicht und Organe zur Durchführung 
der Politik 

27. (1) Die Genossenschaften sollten einer Form 
von iBeaufsichtigung unterstellt werden, die gewähr- 
leistet, daß sie ihre Tätigkeit im Einklang mJit den 
Zwecken, zu denen sie gegründet wurden, und mit 
der Gesetzgebung ausüben. 

(2) Diese Aufsicht sollte vorzugsweise von einem 
Genossenschafts verband oder von der zuständigen 
Stelle ausgeübt werden. 

28. Das Rechnungswesen von Genossenschaften, 
die einem Genossenschaftsverband angeschlossen 
sind, sollte von diesem geprüft werden; bis zur 
Schaffung eines solchen Verbandes, oder wenn der 
Verband diese Aufgabe nicht übernehmen kann, 
sollte die Rechnungsprüfung der zuständigen Stelle 
oder einer unabhängigen, sachkundigen Stelle ob- 
liegen. 

29. Die in den Absätzen 27 und 28 dieser Emp- 
fehlung erwähnten Maßnahmen sollten so geplant 
und durchgeführt werden, daß 

a) eine gute Geschäftsführung und Verwaltung der 
Genossenschaften sichergestellt wird; 

b) die Interessen Dritter geschützt werden; 

c) sie eine Gelegenheit bieten, durch die Prüfung 
von Fällen aus der Praxis und die Kritik began- 
gener Fehler die Erziehung und Ausbildung der 
Führungskräfte und der Angestellten der Genos- 
senschaften zu vervollkommnen. 

30. (1) Die Aufgaben der Förderung der Genos- 
senschaften, der Unterrichtung über das Genossen- 
schaftswesen und der Ausbildung von Führungskräf- 
ten und Angestellten von Genossenschaften sowie 
der Unterstützung bei ihrer Gründung und ihrem 
Betrieb sollten im Hinblick auf die Koordinierung 
dieser Tätigkeiten nach Möglichkeit von einer zen- 
tralen Stelle wahrgenommen werden. 

(2) Diese Aufgaben sollten vorzugsweise von 
einem Genossenschaftsverband wahrgenonumen 
werden; bis zur Schaffung eines solchen Verbandes 


sollten sie von der zuständigen Stelle oder, wenn 
angebracht, von anderen sachkundigen Stellen über- 
nommen werden. 

31. (1) Die in Absatz 30 dieser Empfehlung er- 
wähnten Aufgaben sollten, wo dies möglich ist, von 
hauptberuflich beschäftigten Personen wahrgenom- 
men werden. 

(2) Diese Personen sollten eine eigens für die 
Ausführung dieser Aufgaben bestimmte Ausbildung 
erhalten, die ihnen entweder in spezialisierten Ein- 
richtungen oder, wenn dies angebracht ist, durch 
einen besonideren Unterricht an den in Absatz 19 
dieser Empfehlung bezeichneten Schulen vermittelt 
werden sollte. 

32. Die zuständige Stelle sollte mindestens ein- 
mal im Jahr einen Bericht sowie Statistiken über die 
Tätigkeiten und die Entwicklung des Genossen- 
schaftswesens in der Volkswtirtschaft zusammenstel- 
len und veröffentlichen. 

33. Sind die Genoasenschafts verbände oder an- 
dere bestehende Einrichtungen nicht imstande, dem 
Bedarf an Forschungsarbeiten, Erfahrungsaustausch 
und Veröffentlichungen in angemeissenem Umfang 
nachzukommen, so sollten nach Möglichkeit Spezial- 
einrichtungen für das gesamte Staatsgebiet oder für 
mehrere Regionen geschaffen werden. 


IV. Internationale Zusammenarbeit 

34. (1) Die Mitglieder sollten so eng wie mög- 

lich Zusammenarbeiten, um die Genossenschaften in 
Entwicklungsländern zu unterstützen und zu fördern. 

(2) Die Zusammenarbeit sollte stattfinden: 

a) zwischen Entwicklungsländern; 

b) zwischen Ländern derselben Region, insbeson- 
dere im Rahmen regionaler Organisationen, so- 
weit solche bestehen; 

c) zwischen Ländern, in denen das Genossenschafts- 
wesen bereits seit längerem besteht, und Ent- 
wicklungsländern. 

(3) Wo dies langeb rächt ist, sollte die Hilfe ge- 
samtstaatlicher Genossenschaftsorganisationen für 
diese Zusammenarbeit in Anspruch genommen wer- 
den; ferner sollten insbesondere im Hinblick auf die 
Koordinierung der /internationalen Bestrebungen 
internationale Genassenscbaftsorganisationen und 
andere interessierte internationale Stellen herange- 
zogen werden. 

(4) Die Zusammenarbeit sollte sich auf Maßnah- 
men wie die folgenden erstrecken: 

a) Erweiterung der technischen Hilfe für das Ge- 
nossenschaftswesen der Entwicklungsländer, nach 
Möglichkeit in Form koordinierter Programme, 
an denen verschiedene Stellen, und zwar sowohl 
zwischenstaatliche als auch nichtstaatliche, be- 
teiligt sind; 
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b) Zusammensteliung und Lieferung von Informa- 
tionsmaterial, Handbüchern, audiovisuellen 
Unterrichtshilfen und ähnlichem Material, um 
die Ausarbeitung einer Genossenschaftsgesetz- 
gebung, den Unterricht iauf dem Gebiet des Ge- 
nossenschaftswesens und die Ausbildung von 
Führungskräften und Fachkräften der Genossen- 
schaften zu erleichtern; 

c) Austausch von sachkundigem Personal; 

d) Gewährung von Stipendien; 

e) Veranstaltung von internationalen Seminaren 
und Gesprächen; 

f) Austausch von Waren und Dienstleistungen zwi- 
schen Genossenschaften; 

g) Einleitung systematischer Forschungsarbeiten in 
bezug auf die Struktur, die Arbeitsmethoden und 
die Probleme des Genossenschaftswesens in den 
Entwicklungsländern. 


V. Besondere Bestimmungen betreffend die Rolle 
der Genossenschaften bei der Behandlung 
bestimmter Probleme 

35. Es sollte anerkannt werden, daß die Genos- 
senschaften unter gewissen Umständen bei der Be- 
handlung bestimmter Probleme der Entwicklungs- 
länder eine besondere Rolle spielen können. 

36. Anregungen zur Veranschaulichung der Art 
und Weise, in der verschiedene Genossenschafts- 
arten bei der erfolgreichen Durchführung von Agrar- 
reformen und der Verbesserung der Lebenshaltung 
der Nutznießer solcher Reformen verwendet wer- 
den können, werden im Anhang zu dieser Empfeh- 
lung wiedergegeben. 

Anhang 

1. In Anbetracht der Bedeutung der Genossen- 
schaften uls Mittel zur Förderung des allgemeinen 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts und zur 
Beteiligung der Landbevölkerung am Entwicklungs- 
prozeß sowie angesichts ihres erzieherischen und 
kulturellen Wertes sollte davon ausgegangen wer- 
den, daß den Genossenschaften bei Agrarreform- 
programmen eine äußerst wichtige Rolle zufällt. 

2. Die Genossenschaften sollten im Zuge der Pla- 
nung und Vorbereitung von Agrarreformmaßnah- 
men als Instrument zur Ermittlung der Probleme 
und Interessen der Landbevölkerung verwendet 
werden .Sie sollten ferner dem Zweck dienen, Infor- 
mationen unter den Landwirten zu verbreiten und 
um Verständnis für die Ziele, Grundsätze und Me- 
thoden solcher Reformen zu werben. 

3. Besondere Beachtung sollte der Entwicklung 
geeigneter Genossenschaftsarten geschenkt werden, 
die den jeweiligen Formen und Phasen der Agrar- 
reform angepaßt sind. Sie sollten die Landwirte in 
die Lage versetzen, ihre Betriebe rationell und pro- 
duktiv zu führen, und sollten ihren Mitgliedern in 


größtmöglichem Maße Gelegenheit zur Entfaltung 
von Initiative und zur Mitwirkung gewähren. 

4. Gegebenenfalls isollten geeignete freiwillige 
Formen der genossenschaftlichen Bodenbewirtschaf- 
tung gefördert werden. Diese Formen können von 
der gemeinschaftlichen Besorgung gewisser Dienst- 
leistungen und landwirtschaftlicher Arbeiten bis zur 
völligen Vergemeinschaftung von Boden, Arbeits- 
kräften und Ausrüstung reichen. 

5. Gegebenenfalls \sollte die freiwillige Zusam- 
menlegung von Streubesitz im Rahmen von Genos- 
senschaften gefördert werden. 

6. Sind Maßnahmen im Hinblick auf eine Eigen- 
tumsübertragung oder eine Aufteilung von Groß- 
grundbesitz geplant, so sollte die Organisation ge- 
nossenschaftlicher Besitz- oder Bewirtschaftssysteme 
durch die Nutznießer gebührend in Erwägung ge- 
zogen werden. 

7. Die Gründung von Genossenschaften sollte 
auch im Zusammenhang mit Siedlungsvorhaben, Ins- 
besondere bei Urbarmachungs- und ßodenverbesse- 
rungsarb eiten sowie zur gemeinschaftlichen Besor- 
gung von Dienstleistungen und landwirtschaftlichen 
Arbeiten für Siedler, in Erwägung gezogen werden. 

8. Die Entwicklung von Spar- und Kreditgenos- 
senschaften sowie von Genossenschaftsbanken sollte 
bei den Nutznießem der Agrarreformen sowie bei 
anderen Kleinbauern zu folgenden Zwecken geför- 
dert werden: 

a) Gewährung von Darlehen an Landwirte zur An- 
schaffung von Ausrüstung und sonstigen land- 
wirtschaftlichen Betriebsmitteln ; 

b) Förderung und Unterstützung der Spartätigkeit 
und der Kapitalbildung der Landwirte-, 

c) Gewährung von Darlehen und Anregung der 
Spartätigkeit jener bäuerlichen Familien, ein- 
ischließlich der Lohnarbeiter, die normalerweise 
zu den bestehenden Kreditquellen keinen Zugang 
hätten; 

d) Erleichterung der Durchführung besonderer staat- 
licher Kreditprogramme durch die rationelle Zu- 
teilung der Darlehen an die Nutznießer und ge- 
eignete Überwachung der Verwendung solcher 
Darlehen und ihrer termingerechten Rückzah- 
lung. 

9. Die Entwicklung von Versorgungs-, Absatz- 
oder Mehrzweckgenossenschaften sollte zu folgen- 
den Zwecken gefördert werden: 

a) gemeinschaftliche Anschaffung und Lieferung von 
Betriebsmitteln guter Qualität zu günstigen Be- 
dingungen; 

b) Versorgung aller Gruppen landwirtschaftlicher 
Arbeitskräfte mit dem wichtigsten Haushaltsbe- 
darf; 

c) gemeinschaftliche Aufbereitung, Verarbeitung 
und Vermarktung von landwirtschaftlichen Pro- 
dukten. 
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10. Die Entwiicklung von Genossenschaften, die 
den Landwiirten andere DienstLeistungen zur Ver- 
fügung stellen, wie z. B. die gemeinschaftliche Ver- 
wendung von landwirtschaftlichen Maschinen, Elek- 
trifizierung, Viehzucht, tierärztliche Dienste und 
Schädlingsbekämpfung, S'dienste, Bewässerungsanla- 
gen, Ernte- und Viehversicherung, sollte gefördert 
werden. 

11. Zur Verbesserung 'der Beschäftigungsmög- 
lichkeiten, der Arbeitsbedingungen und des Ein- 
kommens sollten landlose Arbeitskräfte, falls ange- 
bracht, unterstützt werden, sich freiwillig in Arbei- 
terwerkgenossenjschaften zusammenzuschließen. 

12. In Gebieten, in denen Agrarreformen durch- 
geführt werden, sollten landwirtschaftliche Genos- 
senschaften verschiedener Ortschaften ermutigt wer- 
den, ihre Tätigkeiten zu vereinigen, sofern dies 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. 

13. Gebührende Beachtung sollte auch der Förde- 
rung anderer Arten genoissenschaftlicher Tätigkeiten 
geschenkt werden, die es den Mitgliedern bäuer- 
licher Familien ermöglichen, eine Voll- oder Teil- 
zeitbeschäftigung außerhalb der Landwirtschaft zu 
finden (z. B. im Handwerk, Heim- oder Kleinge- 
werbe), oder die für eine angemessene Verteilung 
von Verbrauchsgütern sorgen und soziale Dienst- 
leistungen erbringen, die der Staat nicht immer be- 
reitstellen kann (z. B. in bezug auf Gesundheits- 
wesen, Unterricht, Kultur, Freizeit oder Transport). 

14. Der Austausch und die Verbreitung von In- 
formationen über die Methoden, Möglichkeiten und 
Grenzen der Genossenschaften im Zusammenhang 
mit der Agrarreform sollten mit allen möglichen 
Mitteln gefördert werden, damit die gesammelten 
Erfahrungen der größtmöglichen Zahl von Ländern 
zugänglich gemacht werden können. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zur Empfehlung 127 


Die Empfehlung soll den Entwicklungsländern bei 
dem Aufbau ihrer Genossenschaften helfen. Für die 
Bundesrepublik Deutschland ist sie ebenso wie für 
andere Nichtentwicklungsländer nur insofern von 
unmittelbarer Bedeutung, uls sie diese Länder auf- 
fordert, mit den Entwicklungsländern so eng wie 
möglich zusammenzuarbeiten und dort die Genos- 
senschaften zu fördern (Abschnitt IV der Empfeh- 
lung). 

Die ßundesrepublik Deutschland tut dies bereits seit 
längerer Zeit. So wurden im Rahmen der Techni- 
schen Hilfe 

1. über zahlreiche Gutachten Hilfsmaßnahmen vor- 
bereitet; 

2. RegionaDEntwicklungsplanungen ausgearb eitet, 
die auch die Gründung von Genossenschaften 
vor sehen; 

3. Genossenschaftsberater zu Regierungen der Ent- 
wicklungsländer und zu Örtlichen Stellen in die- 
sen Ländern entsandt; 

4. Hilfe bei der Gründung und dem Aufbau von 
Genossenschaften, vorwiegend im Agrarbereich, 
geleistet (auch im Rahmen kirchlicher Projekte); 

5. Produktionsmittel (Saatgut, Dünger, Landmaschi- 
nen) an Genossenschaften geliefert. 

Diese Aufgaben können größtenteils nur wahrge- 
nommen werden, wenn eine genügende Anzahl fach- 
lich und isprachlich geeigneter deutscher Fach- und 
Führungskräfte vorhanden ist. Sie zu ermittelu ist 
Aufgabe der zuständigen staatlichen Stellen in enger 
Zusammenarbeit mit dem Freien Ausschuß der deut- 
schen Genossenschaftsverbände, dem die vier ge- 
nossenschaftlichen Spitzenverbände angehören. 

Hochschulabsolventen sowie Genossenschaftsprak- 
tiker verschiedener Fachrichtungen (Landwirtschaft, 
Gewerbe, Kreditwesen) werden seit 1962 in Semi- 
naren der Genossenschaftsschulen Hohenheim und 
Hamburg-^Sasel isowie im praktischer Ausbildung bei 
einzelnen Genossenschaften zum Genossenschafts- 
berater herangebildet, um Aufgaben in Entwick- 
lungsländern übernehmen zu können. Andere Aus- 
bildungskurse, die ispeziell für landwirtschaftliche 
Genossenschafter bestimmt sind, finden unter Mit- 
arbeit des Raiffeisenverbandes und der Zentral- 
stelle der Landwirtschaft der Deutschen Stiftung für 
Entwicklungsländer in Witzenhausen statt. 

Genossenschafter aus Entwicklungsländern, die an 
deutschen Projekten mitwirken sollen (sog. „coun- 
terparts"), werden in Deutschland ausgebildet. Das 
geschieht für Führungskräfte auf höherer Ebene in 
Seminaren der Deutschen Stiftung für Entwicklungs- 
länder, für Genossenschafter auf Universitätsebene 


im Genossenschaftsseminar der Universität Mar- 
burg und für Genossenschafter der mittleren Ebene 
in der Genossenschaftsschule Hohenheim. Außer- 
dem werden Genossenschaftspraktikanten aus Ent- 
wicklungsländern seit Jahren unter Beteiligung der 
Deutschen Stiftung für Entwicklungsländer, der Kon- 
rad- Adenauer-Stiftung, der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
der Garl-Duisberg-Gesellschaft und der deutschen 
G eno SS ens ch af ts v e rb änd e aus geb i'ld e t . 

Um Lehr- und Anschauungsmaterial für die Ausbil- 
dung von Genossenschaftern und die praktische Lei- 
tung von Genossenschaften in Entwicklungsländern 
vorzüber eiten, wurden mehrere Forschungsauf träge 
an deutsche Forschungsinstitute vergeben. 

Mittelbar ist die von der Internationalen Arbeits- 
konferenz einstimmig angenomraene Empfehlung 
für die Bundesrepublik Deutschland insofern von 
Bedeutung, als sie die Grundsätze wiedergibt, auf 
die sich die Mitgliedstaaten der Internationalen 
Arbeitsorganisation, also Staaten mit grundver- 
schiedenen Wirtschaftssystemen und sozialpoliti- 
schen Vorstellungen, haben einigen können. Die 
Empfehlung enthält nichts, was mit der freiheit- 
lichen Tradition des deutschen Genossenschaftswe- 
sens unvereinbar wäre. Sie bringt darüber hinaus 
mehrfach die freiheitlichen Elemente des Genossen- 
schaftswesens deutlich zum Ausdruck. 

Die Genossenschaften werden als freiwillige Zusam- 
menschlüsse unter demokratischer Leitung gekenn- 
zeichnet (Nr. 12 Buchstabe a). Die staatliche Genos- 
senschaftspolitik darf ihre Unabhängigkeit nicht an- 
tasten (Nr. 4). Dasselbe gilt bei finanziellen Hilfen 
von außen (Nr. 20 Abs. 2). Staatliche Hilfe bei der 
Einstellung und Entlohnung .sachkundigen Personals 
oder dadurch, daß sachkundige Personen zur Anlei- 
tung und Beratung zur Verfügung gestellt werden, 
soll sich auf eine Anlaufzeit beschränken (Nr. 25). 
Soweit im übrigen Anleitungen gegeben und Rat- 
schläge erteilt werden, ist auf die Selbständigkeit 
der Genossenschaften und die Verantwortung ihrer 
Mitglieder, ihrer Organe und ihres Personals Be- 
dacht zu nehmen (Nr. 26). 

Gesetzliche Bestimmungen, die die Genossenschaf- 
ten diskriminieren oder ihrer Eigenart nicht Rech- 
nung tragen, sollen aufgehoben werden (Nr. 10 
Buchstabe a). Die Empfehlung fordert dagegen nicht, 
den Genossenschaften gegenüber anderen Unter- 
nehmensformen eine privilegierte Stellung einzu- 
räumen. 

Gesetzgeberische Maßnahmen ‘sind aufgrund der 
Empfehlung nicht erforderlich. 
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